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Die eungliſch⸗oſtindiſche Compagnie. 
a III. 

Im Jahre 1664 lief die Tjährige Periode ab, für welche die Theil⸗ 
haber zuſammengetreten waren. Obwohl der Cours der Antheile auf 70 % 
gefallen war, machte Niemand von dem Rechte Gebrauch, ſich aus dem 
Geſchäfte zurückzuziehen. Die Bilanz wies aus, daß die Geſellſchaft 
660,841 „ Activa und 165,807 „ Paſſiva, alſo 495,734 Vermögen 
hatte, was ungefähr 130 % des einbezahlten Capitals betrug. 

1666 erlitt die Geſellſchaft dadurch einen großen Verluſt, daß das 
Feuer ihr Salpeterlagerhaus und ihren Pfeffer in den Gewölben unter der 
Royal Exchange zerſtörte. 1668 wurde vom König die kleine Inſel und 
Stadt Bombay, welche 1661 anſtatt des Wittwegehaltes der Gemahlin 
Carl II. von den Portugieſen abgetreten war, der oſtindiſchen Compagnie 
als freies und eigenes Lehen gegen 10 & Jahresrente überlaſſen. Die Be⸗ 
völkerung war damals 15,000 Seelen, der Auswurf der indiſchen Völker. 
1670 erzählt Sir Joſiah Child, ein Dircctor der Geſellſchaft, in feiner 
„Discourses on Trade“, daß die oſtindiſche Compagnie 25 bis 30 kriegs⸗ 
tüchtige Kauffahrer mit 60 bis 100 Seeleuten jedes beſchäftige, daß ſie das 
Königreich mit dem nothwendigen Artikel Salpeter verſorge, daß ſie dem 
Verbrauch Pfeffer, Indigo, Callicos und andere nützliche Droguen, im 
Werthe von 150,000 bis 180,000 &, jährlich liefere, daß fie auch bis zu 
300,000 & jährlich Gegenſtände herbeiſchaffe, ohne welche der Handel mit 
der Türkei, mit Frankreich, Spanien, Italien und Guinea nicht vortheilhaft 
wäre, und daß dieſe Wiederausfuhr von Gütern ſechsmal die Baarſchaft 
erſetze, welche durch die Compagnien nach Indien ausgeführt werde. Daraus 
ſchließt Child, daß, obwohl die Einfuhren der Compagnie bei weitem die 
Ausfuhr von Fabricaten überſteige, ſie doch für die Nation von großem 
Nutzen ſei, daß ohne ſie der Ankauf von Salpeter allein, der doch ſo noth⸗ 
wendig zum Schießpulver ſei, jährlich eine große Summe koſten würde, daß 
der Verluſt einer ſolchen Flotte und ſolcher Seeleute, wie die der Compagnie, 
ein großer Verluſt fürs Land wäre. 

„Würden wir gezwungen fein, allen Pfeffer, Kallico u. ſ. w. von Hol⸗ 
ländern zu kaufen, fo würden fie uns dieſe Artikel fo theuer bezahlen laſſen, 
wie jetzt die Muskatnüſſe, Macis, Nelken und Zimmt, und wollten wir keine 
Kallieos mehr verbrauchen, fo würden wir zu dem Verbrauch von fremdem 
Linnen gezwungen ſein.“ 

Zu dieſer Zeit wurden zuerſt Mouſelines aus Indien in England ein⸗ 
geführt, und hierdurch den franzöſiſchen, flandriſchen und deutſchen Leinen⸗ 
batiſten die Concurrenz gemacht, auch begann die Seideneinfuhr aus jenen 
Gegenden, denn wir leſen, daß die levantiniſche Compagnie über die oſt⸗ 
indiſche klagte, weil dieſe Seide einführe, einen Artikel, der ſonſt nur aus 
der Türkei bezogen worden wäre. 

1672 erhielt die oſtindiſche Compagnie die Ceſſion der noch übrigen 
Hälfte der Zölle von Madras gegen eine Jahresrente von 1200 Pagoden 
für den Nabob. 

Im Jahre 1674, wo des Königs Truppen wieder St. Helena erober⸗ 
ten, welches von der oſtindiſchen Compagnie befeſtigt, aber von den Hollän⸗ 
dern genomuen worden war, wurde dieſe Beligung abermals mit in den 
Charter der Compagnie eingereiht, d. h. ſie trat in daſſelbe Verhältniß zu 
derſelben, wie zu Bombay. 

Damals erreichten die Klagen, daß die oſtindiſche Compagnie den Ver⸗ 
brauch englifcher Fabricate durch ihre Einfuhr beeinträchtige, ihren Höhepunkt, 
und bewirkten vom Parlamente eine Acte, welche „die gänzliche und abſolute 
Prohibition aller indiſchen Fabrikate, Moufelins allein ausgenommen,“ 
verfügte. 

f Sikaijätige Verſuche der Compagnie, mit Formoſa und Japan einen 
andel zu eröffnen, waren erfolglos, in letzterem Lande darum, weil der 
155 von England eine portugieſiſche Prinzeſſin geheirathet habe. Aus 
einem von der Compagnie dem Parlamente vorgelegten Document geht hervor, 
daß ſie Gold und Silber ausgeführt hatte: 


1667/68 128,605 £ 1671/72 186,420 K 
1668/69 162,394 » 1672/73 131,300 » 
1669/70 187,458 u 1673/74 182,983 „ 
1670/71 186,149 , Total: 1,165,311 „ 


ür Ausfuhrzölle dieſer Gelder und verſchiedener Waare jährlich 

0. 00 7 19 In demſelben Document zählte die Compagnie 
ihre Verdienſte auf, in der Weiſe, wie oben aus Childs Buch erzählt iſt. 
Geſagt wird darin auch, daß fie den Handel von Diamanten, Bezoarſteinen, 
Bernſtein, Moſchus und Perlen gegen eine kleine Frachtgebühr an andere 
reigegeben habe. h 
. 1676 0 der glänzende Gang der Geſchäfte, das Capital zu 
verdoppeln, und wurden die Ackien von 50 auf 100 2 erhöht. Sie galten 
damals 245 %. f 

1677 erhielt die Compagnie ihren 4. Charter, der ihr unter Anderem 
auch das Recht übertrug, in Bombay Geld zu prägen, jedoch keine Münze 
mit dem Namen und der Art, wie die des Königs. N 

1678 erhielt die Geſellſchaft die Conceſſion, eine Faktorei in Tonquin, 
1679 eine in Amoy (China) zu errichten. Aus den verſchiedenen Berichten 
ergibt ſich, daß ausgeſchickt wurden: 
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Schiffe nach 1676 1678 1679 1680 
Madras .— — — 5 
SUR M e. 3 3 3 
Bantam 7 3 3 2 
Indiſche Küſten . 3 8 4 — 

Total: 13 9 10 10 
Tonnengehalt: 6015 4835 5400 4975 


Durch den neuen Charter ſcheint das Verbot gegen Verbrauch indiſcher 
Waare wieder aufgehoben worden zu ſein, denn im Jahre 1681 petitionirte 
das Parlament erfolglos um ein Verbot gegen das Tragen indiſcher Seiden- 
waare, und vor dem Privy Council mußte ſich die oſtindiſche Compagnie 
gegen die Anklage der kürkiſchen Geſellſchaft vertheidigen, daß ſie durch ihre 
Seideneinfuhr den Verbrauch von Wollenwaaren beeinträchtige. 

1680 wurde ein Privatſchiff, welches zu Unternehmungen nach Indien 
ausgerüſtet war, mit Beſchlag belegt, und zu Gunſten der Compagnie con⸗ 
fiscirt, dennoch war dieſes nichtprivilegirte Geſchäft ſehr bedeutend, und die 
erſten Advo caten des Landes erklärten, „daß der König geſetzlich den Handel 
nicht durch irgend einen der Compagnie ertheilten Charter hindern könne, es 
ſei denn, daß eine Parlamentsakte ihn beſtatige.“ 

Im Auguſt 1682 wurden die Engländer von Bantam vertrieben, da 
ſie bei einem Streite zwiſchen dem alten König und ſeinem Sohne die Partei 
des Erſteren ergriffen, während die Holländer den Letzteren unterſtützten, und 
nach deſſen Sieg als Belohnung ein Schloß erhielten, welches die Stadt 
und das Fort beherrfchte. 

Am 9. Auguſt 1683 erhielt die Compagnie ihren fünften Charter, 
welcher der Compagnie die Regierungsgewalt in allen betreffenden Ländern über⸗ 
trug, auch das Recht, den heidniſchen Völkern Krieg zu erklären und Frie⸗ 
den mit ihnen zu machen. Hauptmann Keigwin, der die Garniſon zu Bom⸗ 
bay commandirte, ſcheint nicht gleiches Vertrauen in ihre Autorität geſetzt 
zu haben, denn er verhaftete am 27. September 1683 die dortigen Com⸗ 
pagniebehoͤrden, proclamirte das Ende der Compagnieherrſchaft und ſtellte 
die Beſitzung unter den Schutz des Königs, eine Geſchichte, deren Ausglei⸗ 
chung erſt nach einem Jahre ſtattfand. Auch das Parlament ſcheint mit 
den Regierungsrechten der Compagnie nicht einverſtanden geweſen zu ſein, 
denn als die Bewohner von St. Helena die Autorität der Compagnie nicht 
anerkennen und keine Steuern bezahlen wollten, dieſe dagegen ihnen den 
Proceß machte, wurde auf Appellation der Betheiligten vom Parlamente 
entſchieden, daß die Compagnie willkürlich und ungeſetzlich gehandelt habe. 

Inzwiſchen blühten die Geſchäfte der Compagnie, die Actien ſtiegen 
auf 340 350 %, der Gewinn in den 9 Jahren von 1776—85 betrug 
963,639 K. 

1686 erklärten die ſogenannten interlopers, Schleichhändler, d. h. 
die, welche ohne und trotz der Privilegien nach Indien handelten, ſich dort 
als die wechte oſtindiſche Compagnie“, ihr Handel fol zuweilen die Hälfte 
des der oſtindiſchen Compagnie erreicht haben, ein hinlänglicher Beweis, daß 
die Exiſtenz des indiſchen Handels nicht von dieſer abhing, ſondern ohne ſie 
viel größer geweſen wäre. Die „echte oſtindiſche Compagnie“ veranlaßte 
den Mogul, der privilegirten Compagnie Krieg in Indien zu erklären. Dies 
hatte aber nur die Folge, daß ein Kriegsſchiff nach Indien geſchickt, durch 
eine königl. Proclamation jeder britiſche Unterthan in Indien zur Unter⸗ 
ſtützung der privilegirten Compagnie aufgefordert, die Verhaftung der Schleich⸗ 
händler verfügt und am 12. April 1686 ein ſechster Charter der alten 
Compagnie ertheilt wurde, durch welche für immer ihre bisherigen Rechte 
beſtätigt und ausgedehnt wurden. 

Ein Bericht vom Jahre 1690 erzählt, daß die oſtindiſche Compagnie 
in den letzten 7 Jahren 16 große Schiffe von 900 bis 1300 Tonnen Trag⸗ 
fähigkeit gebaut, daß ſie an Stelle von Bantam, welches die Holländer un. 
rechtmäßigerweiſe ihr weggenommen, drei Forts zur Beſchützung des Pfeffer 
handels gebaut, daß fie auf der See und Heimreiſe 7 Schiffe und 4 Per⸗ 
miſſion⸗Schiffe habe, deren Ladung 300,000 4 werth ſei und das ſie 13 
Schiffe mit 570,000 £ für Küſte und Bay, 7 für China und die Südſee 
mit 100,000 £ auf der Hinausreiſe und einen Vorrath von 700,000 & 
unverkaufter Waare beſitze. Es geht aus dem Berichte auch hervor, daß 
die Aufſtände zu Helena und Bombay unterdrückt, der Krieg mit dem Mo⸗ 
gul beendigt worden ſei. 

Die Freunde der bei jenen Aufſtänden Verurtheilten und die ſogenann⸗ 
ten Schleichhandler wußten aber die Compagnie in Mißcredit zu bringen 
und ihre Handlungsweiſe ſo darzuſtellen, daß das Haus der Gemeinen eine 
Unterſuchungscommiſſton ernannte, welche auch am 16. Januar 1690 das 
Votum abgab: „es ſei das Beſte, für den indiſchen Handel eine neue Com- 
pagnie zu bilden auf Parlamentsakte, die bisherige Compagnie aber in ihrem 
ausſchließlichen Rechte zu ſchützen, bis die neue gebildet fei. König William 
antwortete, daß die Wichtigkeit der Sache Zeit zur Ueberlegung erfordere⸗ 
und überwies die Angelegenheit einem Comité des Privy Council, welches 
entſchied, daß das Capital der neuen Geſellſchaft wenigſtens 1,500,000 2 
und nicht über 2 Millionen ſein, das bisherige Capital der alten Compag⸗ 
nie von 740,000 & aber einen Theil des neuen bilden ſolle. Die alte 
Compagnie wendete jedoch ein, daß ihr Inventar und ihre Revenue 
mehr als 1,500,000 £ werth ſei, daß ihre Antheile oder Actien an der 
Börſe 150 % gelten, daß alle ihre Factortien, Städte und Länder durch 
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Charter auf ewige Zeiten ihr gehörten und dieſelben ihr 1,000,000 f gez 
koſtet hätten. Der König eröffnete darauf dem Hauſe der Gemeinen, daß 
er fände, es könne die Compagnie nicht aufgelöſt werden, ohne ihr 3 Jahre 
Kündigungsfriſt zu gewähren, und daß in der Zwiſchenzeit keiner neuen 
Compagnie die Erlaubniß zum Handel nach Indien gewährt werden könne. 
Das Haus war ſehr uneinig über dieſen Punkt und lange Verhandlungen 
ſchloſſen mit einer Petition an den König, daß er die Compagnie nach Ab⸗ 
lauf von drei Jahren auflöſen ſolle. 

Da im Jahre 1694 die Compagnie eine Abgabe von 5% ihres Ca⸗ 
pitals, welche gefordert wurde, nicht bezahlt hatte, ſo hieß es, daß ſie hiedurch 
ihren Charter verloren habe. Der König aber, um Zwiſtigkeiten zu verhin⸗ 
dern, gab ihr einen neuen Charter mit der Clauſel, daß wenn ſie deſſen 
Bedingungen nicht in allen Theilen erfüllen und den Verordnungen, welche der 
König im Einverfländuig mit dem Privy Council erlaſſe, nicht nachkommen 
würde, der König das Recht haben folle, den Charter zu widerrufen. Durch 
verſchiedene Patente von 1793— 94 wurde angeordnet, das alle Capital⸗ 
unterſchreiber Mitglieder der Compagnie ſein ſollen, daß das gegenwärtige 
Capital um 744,000 £ vermehrt, daß 5 & von denjenigen erhoben werden 
ſollten, welche Compagnieantheile kaufen, daß der Gouverneur oder ſein Stell⸗ 
vertreter in allen Sitzungen des Vorſtandes entſcheidende Stimme, jeder Di⸗ 
rector aber 4000 Antheil, jeder Comité⸗Director oder Comiteé⸗Mitglied 
1000 £ Antheil haben ſolle. Keine Erlaubniß zum indiſchen Handel ſoll, 
bei Strafe des Charterverluſtes an Privatſchiffe gegeben werden. Alle Ver: 
kaufe, die an die Krone ausgenommen, ſollen nur in öffentlicher Auction 
ſtattfinden und jede Partie, Edelſteine ausgenommen, nicht 500 K überſchrei⸗ 
ten dürfen. Die Compagnie ſoll halbjährlich wenigſtens 100,000 Werth 
britiſche und iriſche Producte ausführen. Die Compagnie fol jährlich 500 
Tonnen Salpeter zum Preis von 4 38.10 in Friedenszeiten und 45 £ in 
Kriegszeiten erheben e. Die Compagnie fol nach 21 Jahren ihr Geſchäft 
auflöſen, aber vor Ablauf dieſes Termines ein Buch aufgelegt werden, zur 
Subſcription eines neuen Capitales. Die Compagnie darf ihre eigne Be⸗ 
amten, ſonſt aber Niemanden bevollmächtigen, für deren eigne Rechnung 
Handel nach Indien zu treiben ꝛc. ꝛc. 


Ueber gewerbliche Erfindungen und Patentgeſetze. 
(Vierter Artikel.) 

Die Dauer des Patents bildet den eigentlichen Differenz⸗ und Streitpunkt 
zwiſchen den verſchiedenen Patenttheorien, welche wir im erſten Artikel kurz zu 
ſkizziren verſuchten. Auf jene Skizzirung verweiſend, wollen wir bezüglich un⸗ 
erer dortigen Behauptung: daß bisher kein einziger Staat den Monautopolismus 
zur Grundlage ſeiner Geſetzgebung gemacht, nachträglich bemerken, daß uns ſeit⸗ 
dem ein Geſetzvorſchlag der piemonteſiſchen Regierung zugekommen, in welchem 
allerdings die Durchführung des Monautopolismus verſucht, d. h. den Erfin- 
dungspatenten eine ewige Dauer zugeſtanden wird. Wir wollen es abwarten, 
ob die Kammern den falſchverſtandenen Liberalismus, welcher die Regierung hierzu 
verleitete, durch ihr Votum zum Geſetz erheben werden. Geſchieht das Unwahr⸗ 
ſcheinliche, fo bedauern wir die piemonteſiſche Induſtrie, aber nicht die Thatſache 
im Allgemeinen. Der Monautopolismus, welcher mit glänzenden Verſchrechungen 
fo freigebig iſt, und als „neue Socialbconomie⸗ goldene Berge verheißt, muß 
einmal der Feuerprobe der praktiſchen Anwendung ausgeſetzt werden. Wir leben 
der feſten Ueberzeugung, daß er ſie nicht beſtehen, vielmehr durch den ungünſti⸗ 
gen Erfolg dieſes practiſchen Verſuches für immer beſeitigt ſein wird. 

Die ſcheinbar erfolggekrönte Anſtrengung, welche er ſoeben in Piemont zu 
ſeiner practiſchen Verwirklichung macht, nöthigt uns aber zur nähern Betrach⸗ 
tung eines Hauptarguments, auf das er ſeit einiger Zeit beſondern Nachdruck 
legt, und das er als unumſtößlich hinſtellt. Wir meinen die Aſſimilirung der 
gewerblichen Erfindungen mit den litterariſchen und künſtleriſchen Erzeugniſſen. 
Hierauf geſtützt, verlangte er bald für erſtere und letztere ein ewiges Monopol, 
bald wieder, daß wenigſtens das Patentrecht ſo lange dauere, als der litterariſche 
Eigenthumsſchutz, der ſich in den meiſten Staaten mindeſtens auf 20-30 Jahre 
erſtreckt. 

Erſtere Forderung bedarf keiner ernſtlichen Erörterung, da ihre Unhaltbar⸗ 
keit ſofort in die Augen ſpringt. In der That kann vernünftigerweiſe auch für 
litterariſche und künſtleriſche Erzeugniſſe kein volles Eigenthumsrecht, folglich 
kein ewiger Beſitztitel beanfprucht werden. Jeder Schriftſteller und Künſtler 
verdankt ſeinen Vorgängern und mitſtrebenden Zeitgenoſſen einen großen, oft den 
großten Theil ſeiner Schöpfungen. Ihm gebührt alſo nicht jenes ausſchließliche 
Eigenthums recht, das etwa dem Capitaliſten zuſtehet an dem Hauſe, das er ge⸗ 
bauet, dem Fabrikanten an dem Product, das er geſchaffen. Er kann von der 
Geſellſchaft nur den Lohn ſeiner Arbeit verlangen, den ſie gewährt, indem fie 
ihm für eine große Reihe von Jahıen die ausſchließliche Verwerthung feines 
Erzeugniſſes ſichert. Was er der Geſammtheit ſchuldet, erſtattet er ihr zurück, 
indem er nach Ablauf jener Friſt ſein Erzeugniß zum Gemeingut werden läßt 
Wenn alſo der Monautopoliſt für Erfindungspatente eine ewige Dauer nur des⸗ 
halb verlangt, weil ein gleiches Recht den litterariſchen und Kunſterzeugniſſen 
zuſtehen ſollte, ſo geht er offenbar von einem falſchen Vorderſatz aus, und der 
hierauf geſtützte Nachſatz fällt von ſelbſt. 

Zuläſſiger ſcheint die zweite Forderung, daß dem Patentrecht, da doch die 


gewerblichen Erfindungen ebenfalls Geiſte s erzeugniſſe find, eine eben fo lange $ 
zeitliche Dauer, als dem litterariſchen und künſtleriſchen Eigenthumsſchutz zuge 
ſtanden werde. Iſt diefe Forderung aber wirklich eine berechtigte und haltbaref 
Wir nehmen keinen Anſtand, hierauf mit entſchiedenem Nein zu antworten. 
Wir wollen hiermit nicht im Entfernteſten über den relativen Werth der gewerb⸗ 
lichen Erfindungen und der Litteratur⸗ und Kunſterzeugniſſe aburtheilen. Wir 
wiſſen wohl, daß wenn auch ein geiſtvolles Buch, ein geniales Gemälde, eine 
erhabene Compoſition hundert gewerbliche Erſindungen überragen und überleben 
mag, wieder die gewerblichen Erfindungen eines Arkwright, Fulton, Morſe, 
Wheatetſtone manche Bibliotheken, Opernrepertotre und Bildergallerien aufwägen. 
Darauf kömmt es hier aber gar nicht an. Es handelt ſich blos um die rein 
praktiſchen Anſprüche, welche die gewerblichen Erfinder einer⸗, Schriftſteller und 
Künſtler andererſeits bezüglich der ausſchließlichen Verwerthung ihrer Erzeugniſſe 
zu machen berechtigt ſind. 

Der Unterſchied iſt ſehr bedeutend. Er zeigt ſich erſt ens ſchon beim Aus- 
gangspunkt der beiderſeitigen Rechte. Der Schriftſteller und Künſtler kann ſein 
Geiſteserzeugniß veröffentlichen oder für ſich behalten. Im letzteren Falle werden 
wir auf deſſen Genuß verzichten müſſen. Kein Anderer wird diefes Geiſtes⸗ 
product erſetzen; denn noch nie haben zwei Schriftſteler oder Künſtler ganz 
daſſelbe Erzeugniß geſchaffen. Nicht fo verhält es ſich mit den gewerblichen 
Erfindungen. Die meiſten derſelben (von einigen Epochemachenden abgefehen) 
find ein unmittelbares Erzeugniß der bisherigen Fortſchritte und des jeweiligen 
Entwickelungsgrades des betreffenden Gewerbzweiges; ſie ſchweben ſo zu ſagen 
in der Luft. Wenn der Erfinder uns feine Erfindung vorbehalten will, fo wer⸗ 
den wir ſie morgen vielleicht von anderer Hand bekommen. Daher das große 
Gewicht, welches die Erfinder auf das engliſche und amerikaniſche Caveat legen 
mittelſt welchem ſie ſich die Priorität ihrer Erfindung ſichern, falls in der ſechs⸗ 
monatlichen Friſt, die ſie noch zu deren völligen Reifung benöthigen, ein Anderer 
ſie ebenfalls machen ſollte. Den Schriftſtellern und Künſtlern iſt es noch nie in 
den Sinn gekommen, ein Caveat, d. h. einen Schutz ihres Erzeugniſſes vor 
deſſen Veröffentlichung zu fordern. Wie viel alſo auch die Einen und die Un 
deren dem Publicum verdanken mögen, ſo bieten ihm Letztere doch ein Erzeugniß 
dar, das es ſonſt gar nicht, Erſtere nur eines, das es ſonſt vielleicht erſt 
ſpäter bekommen hätte. Daß demnach Schriftſteller und Künſtler ein größeres 
Anrecht als die Erfinder auf ausſchließliche Verwerthung ihrer Erzeugniſſe und 
auf Dank und Lohn von Seiten der Geſellſchaft haben, läßt ſich ſchwer be⸗ 
ſtreiten. 

Zweitens wird durch das ausſchließliche Verwerthungsrecht des Schrift⸗ 
ſtellers und Künſtlers weder irgend ein Individuum in der freien Uebung feiner 
Fähigkeiten beſchränkt, noch der betreffende Kunſt⸗ oder Litteraturzweig in feiner 
Fortentwickelung gehemmt. Wenn Lamartine heute die Vergangenheit der Türkel 
zum Gegenſtand eines Geſchichtswerks, Gallait den Märtyrertod Egmonts und 
Horns zum Vorwurf eines Bildes, Meyerbeer den „Stern des Nordens“ zur 
Unterlage einer Operncompoſition wählt, ſo kann morgen Jedermann denſelben 
Gegenſtand in derfelben Weiſe bearbeiten, ſobald dies nur keine rein materielle 
Reproduction iſt. Ja es kann Jedermann dieſe Erzeugniſſe zum Ausgangspunkt 
neuer Erzeugniſſe nehmen, und alſo den betreffenden Litteratur und Kunſtzweig 
weiter fördern. Das patentirte Erfindungsgeheimniß aber, wenn auch hundert 
Andere es hinterher ſelbſtändig entdeckten, darf von Niemanden, als von dem 
Patentirten angewendet, verwerthet und ausgebeutet werden. Auch jede Weiters 
förderung durch Dritte iſt faſt unmöglich, da das Verbeſſerungspatent während 
der Dauer des Erfindungspatents ohne Zustimmung des erſten Patentirten nicht 
ausgebeutet werden darf. Die Geſellſchaft hat alſo ein hohes Intereſſe daran, 
die Dauer des Erfindungspatentes möglichſt zu beſchränken, während ſie den 
Eigenthumsſchutz für litterariſche und künſtleriſche Erzeugniſſe ohne praktiſchen 
Schaden moͤglichſt lange oder auch ewig fortdauern laſſen könnte, und nur DER 
oben angedeutete rechtliche Grund oder die Geneſis dieſer Erzeugniſſe für die 
zeitliche Beſchränkung des ausſchließlichen Verwerthungsrechtes geltend gemacht 
werden kann. 

Hierzu kömmt driitens, daß Schriftsteller und Künſtler nach Erloſchen 
des aus ſchljeßlichen Verwerthungs rechtes ihr Erzeugniß ganz verlieren, Sind 
einmal die 20—30 Jahre abgelaufen, für welche der betreffende geſetzliche Schu 
gegen Nachdruck oder Reproduction währt, ſo wird Lamartine keinen Verleger 
und Meperbeer keinen Operndirector finden, der ihm auch nur einen Pfennig 
Honorar für ſein Geſchichtswerk und bezüglich feine Compoſition zahlt, da dieſe 
— Gemeingut werden. Der gewerbliche Erfinder hingegen wird auch na 
Erlgſchen des Patents fortfahren, ſeine Erfindung auszubeuten. Allerdings nich 
mebr ausſchlleßlich; aber nachdem er unter dem Patentſchutzz 1520 Jahre den 
Markt allein beherrſcht hat, muß er (wenn er nicht von exemplariſcher Unge⸗ 
ſchickle keit iſt, was ſich doch von von einem „Erfinder“ nicht gut annehmen 
läßt) über feine Concurrenten, die erſt jetzt anfangen können, bereits einen TO 
gewaltigen Vorſprung gewonnen haben, daß ihm auf Jahrzehnte hinaus, falls 
die Erfindung von bleibendem Werthe, der ſtärkſte Abſas geſichert it, und ſein 
Geiſteserzeugniß auch ohne Patent für feine Kinder und Kindeskinder eine reiche 
Einkommensquelle bleiben kann. Selbſt ſein Concurrent wird ihm, wenn er nach 
Eiloſchen des Patents die Ausbeutung aufgeben will, für ſein Geſchäft, d. h. für 
Ueberlaſſung feiner Firma und Kundſchaft, gerne einen theuern Preis bezahlen. 
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Für den Schriftſteller und Künſtler iſt alſo das Monopol das alleinige Mittel 
zur Verwerthung ſeines Erzeugniſſes, während es für den gewerblichen Erfinder 
nur die Brücke bildet, über die er zu deſſen ſteter Ausbeutung gelangen kann. 
Es iſt dann nur eine Forderung der ſtrengen Gerechtigkeit, daß dem ausſchließ⸗ 
lichen Verwerthungsrecht des Erſtern eine bedeutend längere Dauer, als dem des 
Letztern zugeſtanden werde, 

Es iſt demnach grundfalſch, wenn man in dieſer Hinſicht die gewerblichen 
Erfindungen den Litteratur⸗ und Kunſterzeugniſſen gleich ſchätzen und hieraus auf 
eine Gleichberechtigung folgern will. Die Dauer des Erfindungspatents kann 
alſo nur nach den eigenthümlichen Verhältniſſen des Patentweſens und nicht nach 
jener trügeriſchen Analogie beſtimmt werden. Warum wir die ewige Dauer ver⸗ 
werfen, iſt bereits hinlänglich ausgeführt worden. Auf welchen Zeitraum iſt fie 
aber nun zu beſchränken? Theoretiſch läßt ſich die Frage von unſerm Stand⸗ 
punkte aus leicht beantworten: das ausſchließliche Verwerthungsrecht des Erfin- 
ders ſoll fo lange währen, daß er die gehabten Mühen und Koſten zurückgewin⸗ 
nen und womöglich einen, über den gewöhnlichen Arbeits⸗ und Capitalsrang 
hinaus reichenden Gewinn, der als Anſporn für den Erfindungsgeiſt im Allge⸗ 
meinen diene, erzielen könne. Zur Erreichung dieſes Zweckes wird aber nach der 
Natur der Erfindung, nach der Oertlichkeit, nach den allgemeinen Verkehrsver⸗ 
hältniſſen, bald ein längerer, bald ein kürzerer Zeitraum erforderlich ſein; und 
doch würde es zu endloſen Verwickelungen, zu Willkürlichkeiten, zu ungerechtfer⸗ 
tigten Beeinträchtigungen bald des Erfinders, bald des Publicums führen, wenn 
bei jedem einzelnen Patent all jene Verhältniſſe beſonders erwogen und darnach 
deſſen Dauer beſtimmt werden ſollte. Das Geſetz hat alſo eine mittle Dauer 
feſtzuſetzen, welche in den meiſten Fällen zur Erreichung jenes Zweckes hin⸗ 
länglich ſcheint. 

Als Maximum gilt im Allgemeinen eine Dauer von 14 Jahren (Nordame⸗ 
rika und England) oder 15 (continentales Europa). Nur Belgien hat im neuen 
Geſes dieſes Maximum überſchritten und eine 20jährige Dauer zugeſtanden, wäh⸗ 
rend Hannover, Sachſen und Rußland nur eine 10°, Sizilien ſogar in der Re⸗ 
gel nur eine 5jährige Patentdauer geſtattet. Wer das Richtige getroffen, kön⸗ 
nen wir nicht entſcheiden. Es läßt ſich, wie geſagt, hierfür kein aprioriſcher 
Maßſtab aufſtellen. Erſt eine vieljährige, in ihren mannigfachen Folgen und 
Einflüſſen genau beobachtete Erfahrung der verſchiedenen Syſteme, wird hierüber 
ein endgültiges Urtheil möglich machen. Doch glauben wir den Satz aufſtellen 
zu dürfen: daß die Patentdauer um fo kürzer zu bemeſſen, je 
höher das Verkehrsleben des betreffenden Staates ent wik⸗ 
kelt iſt. Denn bei hoch entwickeltem Verkehrsleben erzeugen ſich erſtens die 
Erfindungen und Verbeſſerungen leichter und müheloſer und verdienen daher 
nicht die außerordentliche Belohnung; zweitens drängt hier ſchon die Concurrenz 
jeden Gewerbtreibenden zu Erfindungen und Verbeſſerungen, und es bedarf da⸗ 
her nicht des beſondern Anſpornes, der im langern Patent liegt; drittens wird 
auch der vollſtändige Patentzweck durch den raſchern Abſatz, welcher die natür⸗ 
liche Folge eines hoch entwickelten Verkehrslebens iſt, ſchneller erreicht. Wer 
z. B. eine neue Mähmaſchine erfindet, die ihm s jährige Studien und Experimente 
und 100,000 Fr. Auslagen gekoſtet, wird gewiß, in Folge des ſtärkeren Abſatzes, 
in England oder Deuiſchland in einer viel kürzeren Friſt als in Spanien und 
Portugal ſeine Mühen und Koſten gedeckt ſehen. Was wir von den örtlichen 
Verſchiedenheiten bemerkt, gilt auch für die zeitlichen, d, h. daß in ein und dem⸗ 
ſelben Lande die Patentdauer progreſſtwe um fo kurzer zu bemeſſen iſt, je mehr 
das Verkehrsleben ſich entwickelt. Watt war nach Ablauf feines 14 jährigen 
Potents ruinirt, und erwarb ſeine Millionen erſt in der 7jährigen Verlängerung, 
welche die engliſche Geſetzgebung nachträglich ſeinem Patent gewährte; heute 
wäre er vielleicht ſchon in den erſten ſieben Jahren zum Millionär geworden, 
ſo wie Ericſon, wenn das coloriſche Schiff ſich bewährt, gewiß in kurzer Zeit 
ſeine Muhen und Auslagen reichlich vergütet geſehen hätte. Wir ſind des halb 
ſehr zweifelhaft, ob wir die neue belgiſche Geſetzesbeſtimmung, welche die Patent⸗ 
dauer von 15 auf 20 Jahre verlängerte, als Fort⸗ oder als Rückſchritt bezeich⸗ 
nen ſollen; jedenfalls würden wir uns wohl hüten, ſie einem andern Staat von 
gleich hoher Gewerbsentwicklung zur Nachahmung zu empfehlen. 

Non der Maximalbeſtimmung abgeſehen, varüren die Geſetze 1. betreffs der 
Dauer, welche den verſchiedenen Patentkategorien zu gewähren iſt; 2. bezüglich 
der Art und Weiſe, in welcher die längere oder kürzere Patentdauer deſtimmt 
EHEN Punkt betrifft, fe wird in den ältern und neuern Geſetzen von 
England, Amerika und Frankreich, in dem neuen öſterreichiſchen, dem neuen bel⸗ 
giſchen und einigen anderen Geſetzen die volle Gleichſtellung der drei Patentkate⸗ 
gorien: das Erfindungs⸗, Verbeſſerungs⸗ und des Einführungspatents, aus ge⸗ 
ſprochen. Doch ift zu bemerken, daß (mit Ausnahme des ältern franzöftfehen) 
die genannten Geſetze das Einführungapatent ur dem Erfinder ſelbſt gewähren, 
wonach daſſelbe im Grunde nur ein etwas modiſicirtes Erfindungspatent iſt und 

die Gleichverechtigung mit demſelben vollkommen verdient. Andere Geſetze neh⸗ 
men eine dreifache Scheidung vor; in Schweden . B. dauert das 8 
(im Maximum) 15, das Verbeſſerungs⸗ 10 und das ee je 10 
Jahre. Häufiger iſt die zweifache Scheidung: in Spanien W due 
können die erſten zwei Patente 15, das dritte nur 5, in Rußland jene 10, di 


nur 6, im Kirchenſtaat jene 15, dieſes nur 6 Jahre dauern. Da dieſe Staaten 
letzteres Patent auch dem Nichterftnder, d. h. dem bloßen Einführer, der ſich 
der Erfindung eines Ausländers bemächtigt, gewähren, ſo iſt es nur zu billigen 
wenn fie es wenigſtens dem Erfindungspatent nicht ganz gleichſtellen. Billiger 
wäre es jedoch (aus den im zweiten Artikel entwickelten Gründen), wenn dieſe 
Patentkategorie ganz abgeſchafft, das Einführungspatent nur dem Erfinder ſelbſt 
ertheilt, dann aber dem Erfindungspatente gleich geſtellt würde, wie dies in Eng⸗ 
land, Oeſterreich und den andern zuerſt genannten Staaten geſchehen. Dem et⸗ 
waigen Nachtheil, welcher hieraus der heimiſchen Induſtrie und Conſommation 
jenem Lande gegenüber, wo die Erfindung nicht mehr patentirt wäre, erwachſen 
könnte, wird hinlänglich durch die Beſtimmung vorgebeugt, daß das Einführungs⸗ 
patent gleichzeitig mit dem urſprünglichen Patent erliſcht, das der Erfinder 
auswärts genommen. 

Eben ſo anerkennenswerth als die Gleichſtellung der Erfindungs⸗ und 
(neuern) Einführungs⸗ ſcheint uns die (ſchwediſche) Nich tgleichſtellung der 
Verbeſſerungs⸗- mit den Erfindungspatenten. Die Gründe hierfür haben 
wir bereits im zweiten Artikel angegeben. Nun hat es freilich mit der prakti⸗ 
ſchen Durchführung dieſer Unterſcheidung ſeine eigenthümliche Schwierigkeit: das 
Verbeſſerungspatent kann ohne Bewilligung des erſten Erfinders nicht ausge⸗ 
beutet werden, ſo lange die Erfindung, zu welcher es gehört, patentirt iſt; es 
wird daher oft Jahre lang unbenützt bleiben, und wenn ſeine Dauer kürzer als 
die des Erfindungspatentes, ſo kann der Fall eintreten, daß es vor dieſem er⸗ 
liſcht, alſo nie zur Anwendung kommt. Dieſer Schwierigkeit iſt ja aber auch 
durch die völlige Dauer gleichheit nicht abgeholfen. Geſetzt, ich löſe heute in 
Belgien ein Verbeſſerungspatent zu einer, vor drei Monaten einem Andern 
patentirten Erfindung. Wenn er mir die ſofortige Ausbeutung nicht geſtattet, 
fo muß ich bes zum Ablauf feines Patertes warten, d. h. ich werde mein Ver⸗ 
beſſerungspatent erſt nach 19%, Jahren und dann im Ganzen nur während eines 
Vierteljahres aus beuten können. Wenn aber aus irgend welchem Grunde, z. B. 
wegen Nichtbezahlung der Taxe, fein Erfindungspatent ſchon im nächſten Jahre 
verfallen ſollte, ſo werde ich mein Verbeſſerungspatent volle 19 Jahre ausbeuten 
können. In dem einen Falle werde ich zu ſehr verkürzt, in dem andern gewinne 
ich weit über mein Verdienſt. 

Und doch wäre all dieſen Unzukömmlichkeiten in der einfachſten Weiſe ab⸗ 
zuhelfen: Man gebe dem Verbeſſerer nur ein kurzes Patent 
(3. B. auf 5 Jahre), rechne aber deſſen Dauer nicht vom Datum 
der Patentbewilligung, ſondern von dem Tage an, wo ihm 
deſſen wirkliche Ausbeutung möglich geworden. Wird ihm vom 
Patentirten, auf deſſen Erfindung ſich die Verbeſſerung bezieht, dieſe Ausbeutung 
geſtattet fo wird er dieſe ſofort unternehmen. Unterſagt er ſie ihm, ſo wird er 
den (natürlichen) Ablauf oder den (frühern) Verfall des Erfindungspatents ab⸗ 
warten und ſein Verbeſſerungspatent dann fünf Jahre hindurch ausbeuten. Dieſe 
Beſtimmung ſcheint uns allen Forderungen des Rechts und der Billigkeit wie 
dem Intereſſe des Erfinders, des Verbeſſerers und des Publicums ſo vollkom⸗ 
men zu entſprechen, daß wir uns nur wundern können fie bisher in keinem ein⸗ 
zigen Patentgeſetz oder Vorſchlag gefunden zu haben. Freilich wird, wenn das 
Verbeſſerungspatent ſofort ausgebeutet wird und etwa vor dem Erfindungspa⸗ 
tent abläuft, die Verbeſſerung welche dann rechtlich zum Gemeingut wird, doch 
thatſächlich, ſo lange letzteres Patent dauert, nur vom erſten Erfinder ausgebeu⸗ 
tet werden konnen. Hierin fehen wir aber eher eine Licht⸗ als eine Schattenſeite 
unſeres Vorſchlages. Denn was die Geſammtheit betrifft, ſo fällt ja nach den 
gegenwärtigen Beſtimmungen die Verbeſſerung immer erſt nach dem Erlöſchen 
des Erfindungspatents in ihren Bereich; was den Erfinder betrifft, ſo hat er 
doch jedenfalls indirect einen bedeutenden Antheil an der Urheberſchaft der von 
einem Dritten zu ſeiner Erfindung gemachten Verbeſſerung; er iſt, wenn nicht 
iyr Vater, doch ihr Großvater, und wir ſehen gar kein Uebel darin, wenn er in 
dem angedeuteten Falle, wo dies weder den Verbeſſerer noch die Geſammtheit 
beeinträchtigt, einigen Vortheil aus derſelben zieht. 

Wir erwähnten bereits, daß innerhalb des Marimums die Dauer jedes 
einzelnen Patents nicht überall in derſelben Weiſe firirt wird. In England und 
Nordamerika haben alle Patente eine unveränderliche 14 jährige Dauer und 
kann weder der Patentnehmer eine kürzere fordern, noch die Regierung ihm eine 
ſolche octroiren. Alle andern Patentgeſetze gewähren in dieſer Beziehung freiern 
Spielraum, jedoch in ſehr abweichender Weiſe. In Schweden, Sardinien und 
dem Kirchenſtaat beſtimmt die Regierung nach ihrem Ermeſſen die beliebige 
Dauer jedes einzelnen Patents, während ſie in Oeſterreich, Baiern, Preußen, 
Hannover, Würtemberg, Sicilien und andern Staaten vom Patentnehmer in 
ſeinem Geſuch fixirt wird. Die Regierung in den einen, der Patentnehmer in 
den andern Staaten hat die vollkommen freie Wahl, jede beliebige Zahl von 
Jahren (innerhalb des Maximums) feſtzuſetzen. Anderswo hingegen iſt die 
Wahl auf gewiſſe Zeiträume beſchränkt. In Rußland 3. B. kann die Re⸗ 
gierung das Patent nur auf 3, 5 oder 10 Jahre octroiren; in Spanien, Frank: 
reich und Holland kann der Erfinder nur zwiſchen 5, 10 oder 15 Jahren wählen 
Ju all den vorſtehenden Fällen wird die verlangte oder octroirte Dauer des 
Patents im Voraus, d. h. bei der Patentertheilung feſtgeſetzt. Auf die . 
waige hinterherige Verlängerung des urſprünglich fixirten Termins kommen 5 


noch zurück. Das neue belgiſche Geſetz hingegen hat dieſe Vorausbeſtim⸗ 
mung ganz fallen laſſen. Jedes belgiſche Patent gilt an ſich als ein 20 jähri⸗ 
ges; die Regierung kann keine kürzere Dauer octroiren, der Erfinder braucht 
keine anzusetzen, da es ihm während der 20 Jahre zu jeder Zeit freiſtehet, ſein 
Patent fallen zu laſſen und mit den Rechten auch alle Pflichten deſſelben aufzugeben 

Es koſtet wahrlich nicht geringe Mühe, ſich in dieſem kunterbunten Wirr⸗ 
warr der widerſprechendſten Beſtimmungen zurechtzufinden, der am beſten zeigt, 
wie wenig noch die Anſichten über das Weſen des Patents geklart ſind. Im 
Ganzen genommen, hängen jene Beſtimmungen mit den Patenttaxen zuſammen, 
und werden wir ſie daher erſt im nächſten Artikel, wo wir uns mit dieſen be⸗ 
faſſen, einigermaßen begreifen können. Hier nur ſoviel: Die engliſch⸗amerikaniſche 
gleich fixe Dauer aller Patente ſcheint uns principiell und practiſch unzuläſſig. 
Principiell, weil doch das Patent (ob man es vom monautopoliſtiſchen oder 
von welchem andern Geſichtspunkt betrachtet) immerhin eine Gu uſt iſt, welche 
man dem Erfinder auf Verlangen gewährt, billigerweiſe aber es jedem Begünſtig⸗ 
ten freiſtehen muß, den Umfang der gewünſchten Gunſt feſtzuſetzen; practiſch, 
weil eine Maſſe kleiner gewerblicher Erfindungen von vornherein zu keiner 14 
jährigen Lebens dauer und noch weniger, zu einer 14 jährigen Patentfähigkeit, 
d. h. durch die Ausbeutung die Koſten einer beſondern hohen Taxe zu decken, 
berufen iſt. Aus denſelben Gründen müſſen wir uns auch gegen die Befugniß 
der Regierung: jedem Patent eine beliebige Dauer zu octroiren, ausſprechen; 
abgeſehen davon, daß ſie zu dieſem Zwecke auf eine Prüfung und Beurtheilung 
der Erfindung eingehen muß, wozu ſie, wie oft geſagt, weder befähigt noch be⸗ 
rechtigt iſt. Muß alſo die Fixirung der Dauer dem Erfinder überlaſſen 
werden, ſo vermögen wir durchaus nicht einzuſehen, warum er z. B. ſein Patent 
nicht eben ſo gut auf 4 oder 6 als auf 5, auf 9 oder 11 als auf 10 Jahre 
ollte loſen können. Allein auch die völlig freie Wahl, ſobald er voraus 
wählen und das Ergebniß ſeiner Wahl feſtſetzen muß, hat ihre bedeutenden 
Unzukömmlichkeiten; denn in vielen Fällen weiß er fo wenig als die Regierung 
voraus zu ſagen, welche Dauer ſeinem Patent am angemeſſenſten iſt. Bei der 
leichtbegreiflichen Selbſttäuſchung eines Erfinders wird er oft ein Patent auf 
10 bis 15 Jahre löſen und bezahlen, wahrend ſich hinterher ſeine Erfindung 
gar nicht bewährt oder nach 1—2 jähriger Ausbeutung durch eine andere voll⸗ 
kommenere verdrängt und entwerthet wird. Der belgiſche Modus beſeitigt all 
dieſe Schwierigkeiten, hat aber einen Nachtheil: Bei vorausbeſtimmter Dauer 
jedes Patents können nämlich die verwandten Gewerbetreibenden ſich rechtzeitig 
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vorbereiten, um die Erfindung unmittelbar nach Erlöſchen des Patents ihrer⸗ 
feits aus zubeuten, während in Belgien Niemand voraus wiſſen kann, wann es 


dem Erfinder (innerhalb der 20 Jahre) geſallen werde, feine Erfindung freizu⸗ 


geben. Dieſer geringe Vortheil der Vorausbeſtimmung der Patentdauer ſcheint 
uns jedoch durch die angedeuteten mehrfachen Nachtheile vollkommen aufge⸗ 
wogen und möchten wir daher die belgiſche Beſtimmung unbedingt als die 
zweckmäßigſte bezeichnen. Nur müßten freilich jene Staaten, welche ſie an⸗ 
nehmen wollten, auch die belgiſchen Beſtimmungen über die Taxenbezahlung mit 
annehmen. 

Wo noch dem Erfinder die Pflicht obliegt, die Dauer ſeines Patents vor⸗ 
auszubeſtimmen und für die ganze Periode zu zahlen, da wird er oft einen zu 
kurzen Zeitraum aus Vorſicht angeben wollen oder aus Geldmangel angeben 
müſſen. In dieſem Falle iſt es nur billig, ihm auf Verlangen hinterher eine 
Verlängerung der urſprünglichen Patentdauter zu gewähren. Denn ſobald 
das Geſetz eine längere Dauer geſtattete und dadurch anerkannte, daß alle oder 
doch die meiſten Patente dieſen Zeitraum zur Erfüllung ihres Zweckes bei 
nöthigen, hat jeder Patentnehmer ein Recht auf dieſes Maximum, und kann 
deſſelben nicht beraubt werden, weil er zu vorſichtig oder zu arm war, um von 
vornherein die ganze Patentdauer zu verlangen. Die hollandiſche und die kir⸗ 
chenſtaatliche Beſtimmung, welche die Verlängerung vom Gutdünken der Re⸗ 
gierung abhängig macht, dürfte ſich daher eben ſo wenig rechtfertigen laſſen, 
als die ruſſiſche und portugjeſiſche Beſtimmnung, welche gar keine Verlängerung 
zuläßt. Die meiſten Geſetze mit variabler Patentdauer geſtatten ſie wirklich. 
Der einzige vernünftige Grund, der ſich dagegen geltend machen läßt, ift: daß 
andere Gewerbtreibende im Vertrauen auf das bevorſtehende Erlöſchen des Pa⸗ 
tents ſich zur Ausbeutung der bezüglichen Erfindung vorbereiten und durch die 
hinterherige Patentoerlängerung um ihre Mühe und Auslagen kommen. Dem 
läßt ſich aber genügend vorbeugen. Durch Annahme der hannoveriſchen und 
wurtembergiſchen Beſtimmung, wonach die Verlängerung E in Jahr vor Ab⸗ 
lauf der ürſprünglichen Patentdauer nachgeſucht werden muß. Die Gewerbe⸗ 
treibenden werden hiedurch rechtzeitig genug vor unnützen Bemühungen und 
Auslagen gewarnt. Es verſtehet ſich übrigens von felbft, daß die Regierung 
bei der Verlangerungsconceſſion nur bis zur geſetzlichen Maximaldauer gehen 
darf und eine weitere Verlängerung nur durch einen eſondern Akt der Geſetz⸗ 
gebung gewährt werden kann. Manche Geſetze, z. B. das franzoſiſche, ent⸗ 
halten hierüber eine ausdrückliche Verfügung, andere übergehen es ſtillſchweigend 
als eine Sache, die ſich von ſelbſt verſtehe. Nur die öſterreichſſche Regierung 
behält ſich im neuen Patentgeſetz das Recht vor, ein Patent auch auf länger 
als 15 Jahre (regelmäßige Maximaldauer) zu geſtatten, wenn der Bittſteller fein 
diesfälliges Verlangen durch wichtige Geunde rechtfertigt. 

J. C. Horn. 


Verſicherungsweſen. 


Der Brand zu Memel 

iſt eine jener Feuerproben für die deutſchen Verſicherungsanſtalten, wo ihre 
Solidität ſich nicht allein durch Erfüllung großer Verbindlichkeiten, ſondern 
durch ſchnelle Erfüllung derſelben bewähren muß, da in Fallen, wo ganze 
große Gemeinden von dem Unglücksfalle betroffen werden, die Hülfsmittel, 
durch welche die Beſchädigten bei dem einzelnen Unglücksfall ſich von dem 
Virluſt bis zu deſſen Erſaß durchzuwinden pflegen, gänzlich fehlen, und die 
Hülfe von außen her allein erwartet werden darf. 

Es iſt bereits als conſtatirt anzunehmen, daß von den bei dem Schaden 
n Memiel betheiligten Aktjen⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaften keine in cinem 
Maße betheiligt iſt, welches dieſelbe in Verlegenheit ſetzen könnte, und die 
Schnelligkeit ihrer Hülfe wird lediglich von der Schnelligkeit der polizeilichen 
Erlaubniß zur Schadenzahlung (in Preußen muß die Polizei erſt erlauben, 
daß die Verſicherer ihre Verbindlichkeit erfüllen!) abhängen und dieſe 
Schnelligkeit wird in Anbetracht der Sachlage diesmal vielleicht die ge⸗ 
wöhnliche übertreffen. f 

Ueber das Vergnügen, welches die Solidität der Geſellſchaften uns ge⸗ 
währt, dürfen wir aber nicht vergeſſen, daß dieſe Solidität nicht den Geſell⸗ 
chaften allein, ſondern vorzüglich der Concurrenz zu danken iſt, welche in 
Memel von der Lokalbehörde ſtets etwas mehr als in manchen ander en 
preußiſchen Orten zugelaſſen wurde, deren Obrigkeit mit Hülfe des ſauberen 
Privilegiums, nach Bedürfniß eine Anſtalt zulaſſen oder abweiſen zu können, 
nicht ſelten einer einzelnen Geſellſchaft ein Monopol gegeben und dafür 
außer den ſchon beſprochenen „Weihnachtsdüten“ die Gefahr eingetauſcht 
hat, im Falle eines großen Unglücks auf die Kräfte einer einzelnen Geſell⸗ 
ſchaft angewieſen zu ſein. 

Wären in Preußen noch andere Geſellſchaften zugelaſſen, ſo würden 
die zugelaſſenen noch weniger Schaden als jetzt zu tragen und den Troſt 
haben, daß die Concurrenz, welche einige von ihnen ſo ſehr fürchten, in 
manchen Fällen doch auch fehr nützlich fein kann. Vielleicht hat das traurige 
Ereigniß in Memel das Gute, der Wohlthat der Concurrenz ein breiteres 
Bett zu öffnen. 

In dem Ereigniß zu Memel und der Gefahr, welche bei gänzlichem 
Abbrennen der Stadt für einige Geſellſchaften möglicherweiſe vorhanden ge⸗ 
weſen wäre, ſehen wir einen Anlaß, eine ſchon früher ausgeſprochene Idee 
der Erwägung der Sachverſtändigen nochmals anzuempfehlen. 

Es betrifft dieſelbe die Rückverſicherung. Dieſe wird gegenwärtig nur 
auf einzelne Policen genommen, inſofern dieſelbe das von einer Geſellſchaft 
beliebte Maximum eines Riſikos überſchreitet oder auf ſolche, deren ver⸗ 


ſicherte Gegenſtände in die Nachbarſchaft ſchon verſicherter anderer Niſikos 
gehören. Unſeres Erachtens würde es aber für die Geſellſchaften und die 
Verſicherten ein großer Grad der Beruhigung ſein, wenn die Rückverſiche⸗ 
rung auch auf das Plus der eine gewiſſe Summe an einem Orte über⸗ 
ſchreitenden Schaden ausgedehnt würde. j 
Schaden, der durch einen Brand entſteht, inſoweit er 500,000 Thlr. über⸗ 
ſteigt, verſichert haben, ſo könnte der gegenwärtige Brandfall einer ſolchen 
Geſellſchaft keinen größeren Schaden als 100,000 Thlr. bringen. Dieſe 
Art Rückverſicherung würde nicht ſo theuer, wie die gegenwärtigen fein, 
denn der Rückverſicherer hätte erſt einzuſtchen, wenn ein Unglücksfall die 
beſtimmte Summe des Schadens erſchöpft hätte. Je größer dieſe Summe 
wäre, deſto weniger würde die Gefahr für den Rückvcrſicherer, deſto billiger 
die Rückverſicherung ſein. 

Wir würden gern ſtatiſtiſch nachweiſen, daß Fälle, bei welchen Ver- 
ſicherungs⸗Geſellſchaften durch einen Brand große Summen auf einmal ver⸗ 
loren, ſehr ſelten ſind, leider geben aber die Geſellſchaften in ihren Berichten 
die Zahl der Fälle nach der Zahl der Policen an, ein Brand der 10 Po. 
licen trifft, erſcheint als 10 Brandfälle, was nur in gewiſſer Beziehung 
richtig iſt. Ein Brand, wo eine Geſellſchaft, die vielleicht auf eine Police 
nicht mehr als 50,000 Thlr. nimmt, das doppelte dieſer Summe verloren, 
ift vielleicht, Hamburg und Memel ausgenommen, ſeit Jahrzehnten nicht 
vorgekommen. 5 

Der größte Verluſt, der je für eine Geſellſchaft durch ein Unglück 
herbeigeführt wurde, war der, welchen die Gothaer Feuerverſicherungsbank 
in Hamburg hatte und der etwa 1¼ Mill. Thlr. betrug. Dieſe Gefell- 
ſchaft hat aber ohne die beſonderen Nachſchüſſe im Jahre 1842 etwa 22 
Mill. Thlr. eingenommen; den Hamburger Schaden zu decken, hätte eine 
Rückverſicherungs⸗Geſellſchaft, welche z. B. für Verſicherung jedes Schadens 
über 1 Million gehaftet hätte, nur ca. 2¼ % der Prämien „Einnahme 
zu beanſpruchen brauchen, für Verſicherung jedes Schadens über 500,000 
Thlr. nur ca. 4¼ % der Prämien Einnahme. r 

Dieſes Opfer ſcheint nicht bedeutend für Verſicherungs. Geſellſchaften 
auf Gegenſeitigkeit, welche dadurch von ihren Verſicherten zu große Nach⸗ 
ſchußforderungen abwenden; es ſcheint nicht bedeutend für Actiengeſellſchaften, 
welche dadurch ihre Actionaire gegen die Zahlung der Wechſel nnd gegen 
zu große Schwankungen der Renten ſchützen. j 

Es würde uns angenehm ſein, die Frage in dieſen Blättern näher 
erörtert zu ſehen! 


Würde z. B. eine Geſellſchaft jeden 
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Hamburg Bremer Verſicherungsgeſellſchaft Hanſa.“) 
(Eingeſan dt.) a 


Das Bremer Handelsblatt lieferte in 
ſowohl polemiſche als ſtatiſtiſche Beiträge zur Geſchichte der Feuerverſiche⸗ 
rung, und es were zu wünſchen, daß man auch in Bremen dieſem Gegen- 
ſtande größere Aufmerkſamkeit zuwenden möge. 

Die Nr. 155 des Handelsblattes brachte aus anſcheinend ſachkundiger 
Feder die Abwehr eines früheren Angriffs auf die Boruſſia, welche Geſell⸗ 
ſchaft bekanntlich durch ſtarke Brandſchäden eine Capitaleinbuße erlitt. Wenn 
wir auch mit dem Verfaſſer darin nicht übereinſtimmen, daß die Sicherheit 
einer Actiengeſellſchaft mit der Vergrößerung der Verſicherungsſumme (ſofern 
letztere nur gehörig vertheilt wird) abnimmt, ſo wüſſen wir ihm doch in den 
meiſten übrigen Punkten Necht geben, beſonders darin, daß ſchon manche 
bewährte Geſellſchaft Deficits in der Feuerverſicherungsbranche aufzuweiſen 
gehabt hat, dieſelben aber durch Gewinne in anderen Fächern verdecken 
onnte. 1) 

Es ſei uns heute geſtattet, das in Nr. 154 des Handelsblattes befür⸗ 
wortete Project des Herrn Profeſſor Mavit, eine Hamburger, nunmehr 
Hamburg⸗Bremer Feuerverſicherung ins Leben zu rufen, näher zu beleuchten. 
Wir fühlen uns dazu umſomehr berufen, als dem Herrn Profeſſor N. bei 
dem Entwurf feines „Promemoria“ theils nicht genügendes, theils unrich⸗ 
tiges Material zu Gebote geſtanden haben muß. Derſelbe gibt nämlich bei 
den in den Anlagen enthaltenen m Ucberfichten verſchiedener deutſcher Ver⸗ 
ficherungsanftalten gegen Feuersgefahr / theilweiſe unrichtige Zahlen an, und 
zieht von den wahren und vermeintlichen Erfolgen anderer Anſtalten falſche 
Schlüſſe auf die wahrſcheinliche Rentabilität des neuen Unternehmens. 


letzer Zeit manche intereſſante, 


„) Die verehrliche Redaction des Handelsblattes hat die Güte gehabt, mir 
die obenſtehende Kritik des von mir angeregten Plans zur Errichtung einer 
Hamburg⸗Bremer Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaft mitzutheilen, um dem Publicum 
zugleich mit dieſer Kritik meine etwaigen Gegenbemerkungen vorlegen zu können 
und damit die Sache auf einmal ſpruchreif zu machen. Indem ich der Re⸗ 
daction hiefür meinen Dank ausſpreche, erlaube ich mir einige allgemeine Be⸗ 
merkungen vorauszuſchicken. 

Wie der Inhalt der Kritit ergibt, ſo trifft dieſe weniger den von mir an⸗ 
geregte Plan als das von mir in dieſer Veranlaſſung veröffentlichte Promemoria. 
Durch meinen bisherigen Beruf darauf hingewieſen, vorzugsmeiſe nach der Er⸗ 
forſchung der Wahrheit zu ſtreben, und an eine ſelbſt ſcharfe Kritik gewöhnt, 
würde ich dem Herrn Einſender der obenſtehenden Bemerkungen nur Dank 
wiſſen können, wenn er mich über Irrthümer aufgeklärt hatte, und bedaure es, 
wenn dies nicht geſchehen iſt. Weit entfernt, bei dem Herrn Einſender einen 
andern Zweck vorauszuſetzen, hoffe ich daher auch, daß er keinen Anſtand nehmen 
werde, öffentlich die ihm nachzuweiſenden Irrthümer einzuräumen. 

Die Hauptſache anlangend, fo. war der Zweck des veröffentlichten Prome⸗ 
morias der, die Rentabilität des beabſichtigten Unternehmens nachzuweſſen. Der 
Herr Einſender räumt es nun ſelbſt ein, daß die mitgetheilten Angaben über 
die von den verſchiedenen Geſellſchaften ausgezahlten Dividenden richtig ſind, und 
dieſe werden wohl für die Actjenzeichner das Entſcheidende ſein. An einer an⸗ 
dern Stelle beſtreitet der Herr Einſender zwar den von mir aufgeſtellten Calcül, 
räumt aber ein, daß ſelbſt die größten Geſellſchaften im Durchſchnitt ca. 10% 
der Prämie gewonnen haben. Das würde z. B. für die Aachen⸗Münchener 
Geſellſchaft bei einem eingezahlten Actiencapitale von 600,000 Thlr. einen Gewinn 
von ca. 94000 Thlr. ergeben. Der Punkt auf den es eigentlich ankommt, iſt 
alſo von dem Herrn Einſender eingeräumt. um den Herrn Einſender in dieſer 
ſeiner mit der meinigen übereinſtimmenden Anſicht noch zu beſtärken, erlaube 
ich mir ihn auf die in Hübners Jahrbuch für Volks wirthſchaft und Sta⸗ 
tiſtik, 2. Jahrgang p. 474 und 475, mitgetheilte Ueberſicht der Geſchäftsre⸗ 
ſultate deutſcher Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaften im Jahre 1852 aufmerkſam 
zu machen. Demnach haben ſämmtliche dort genannten 16 Ge ellſchaften ohne 


Ausnahme Gewinn gemacht und zwar zuſammen 1,301,663 Thlr., was, wenn 


man die Verſicherungsanſtalt der Münchener Hypothekenbank, die kein eingezahltes, 
ſondern nur ein Garantie- Capital hat, außer Berechnung läßt, auf das baar 
eingezahlte Actjen⸗Capital von 5,736,105 Thlr., einen Gewinn von ca. 21% 
aus weiſt. — & 

Irrthümer im Einzelnen, in die ich möglicher Weiſe verfallen wäre, wür⸗ 
den ſomit für das Hauptreſultat irrelevant ſein, ich werde es aber dem Intereſſe, 
welches der Herr Einſender an den Tag gelegt hat, ſchuldig ſein, in Noten zu 
den einzelnen Anführungen des Herrn Einſenders zu zeigen, warum ich ihm nicht 
für mir gewordene Belehrung Dank ſagen kann, ſondern dieſen von ihm erwar⸗ 
ten muß. Ich bedaure dabei nur, daß ich auf der Reiſe begriffen nicht die 
nöthigen Hülfmittel zur Hand habe, um dies in vollſtändigerem Maße thun zu 
können. Prof. Ravi. 

) Der Ausdruck iſt wohl nicht ganz glücklich gewählt. ‚Eine Geſellſchaft, 
die ein Deficit verdeckt, dürfte auf die Bezeichnung bewährte kaum An⸗ 
ſpruch haben. R. 


Was zunachſt die Zuſammenſtellung der Summen anbetrifft, welche 
von 4 Hamburger Compagnien gegen Feuersgefahr verſichert Find, fo iſt die 
in dem „Promemoria“ angeführte Totalſumme bedeutend überſchäßt. Von 
der Feueraſſecuranz⸗Compagnie von 1843 3. B. iſt geſagt, daß ſie 1852 
für 53,598,728 Mark Be. verſichert habe, dagegen wird dieſclbe Compagnie 
in der Anlage B. mit nur 32,434,430 Mark Beo. aufgeführt. Die letztere 
Zahl iſt richtig und die erſtere iſt das Product einer Zuſammenzählung der 
in 1852 geſchloſſenen, mit den Ende 1851 noch laufenden Ver⸗ 
figerungen. ?) 

Und dabei ift nicht zu überſehen, 
Hamburg ſelbſt wenig verſichern, dieſenige von 1843 z. 
faſt nur in transatlantiſchen Ländern hat.“) 

In der Anlage C. iſt bei der ſchleſiſchen Geſellſchaft die einfache Mehr⸗ 
einnahme als Gewinn behandelt worden, ohne Rückſicht darauf, daß die⸗ 
ſelbe zum Theil noch die Garantie für auf längere Zeit hinauslaufende 
Riſicos bildet. Durch dieſes Verfahren wird denn auch die große Gewinn⸗ 
angabe von 42 % der Prämie erklärlich.“) 

In der Anlage D, Ueberſicht des Geſchäftsganges 
ſind die erhobenen Prämie in ihrer vollen Summe, die bezahlten Schäden 
aber abzüglich der Antheile der Rückverſicherer erſchienen. Durch das daraus 
hervorgehende günſtige Gewinnverhältniß kommt das Promemoria auf die 
irrige Vermuthung, daß die Verwaltungskoſten beim deutſchen Phönix fo 
enorm, nämlich 34½ „% von der Prämie fein müſſen. ) 

Bei der Berliner Anſtalt, Anlage A., wird die verſicherte Summe auf 
ca. 65 Millionen angegeben, die wirkliche Verſicherungsſumme war dagegen 
nur ca. 35 Millionen. ©) 

Die Magdeburger Geſcllſchaft ſoll nach der Aufſtellung 515,835 4% in 
einem Jahre Prämien erhoben haben, es waren aber nur 328,792 . 6) 

Bei der Boruſſia iſt die Bruttoprämie richtig mit 144,340 4%, die 
Schäden aber nur mit 55,458 6b angegeben. ®) Es find dabei allein für 


daß die Hamburger Compagnien in 
B. ihre Riſicos 


des deutſchen Phönix, 


— 


2) Da vielfach namentlich Waarenverſicherungen auf kürzere Zeit als ein 
Jahr abgeſchloſſen werden, ſo leuchtet es von ſelbſt ein, daß die Summe der 
im Laufe eines Jahres abgeſchloſſenen Verſicherungen größer ſein muß, als die 
Summe der Verſicherungen, welche am Schluß des Jahres noch in Kraft bleibt. 
Wie das P. M. angibt, ſind nnn von der Hamburger Geſell ſchaft im Laufe 
des Jahres 1852 Verſicherungen zum Geſammtbetrage von 53,598,728 Mk. Bco. 
abgeſchloſſen, während am Ende des Jahres davon nur noch 32,435,430 Mk. Bco. 
in Kraft waren. Es liegt hier alſo wohl nur eine kleine Verwechſelung Seitens 
des Herrn Einſenders vor, zumal offenbar die in 1852 geſchloſſenen Verſtche⸗ 
rungen nicht Ende 1851 noch laufen können. R. 


5) Es wäre gewiß ſehr unvorſichtig, wenn eine Geſellſchaft nur Riſikos 
an Einem Orte übernehme, ohne ſich wenigſtens durch Rückverſicherung hin 
länglich zu decken. Ich habe den Hamburger Geſellſchaften einen ſolchen Vor⸗ 
wurf nicht machen wollen, und das P. M. ſagt auch nur, wie viel Riſikos gegen 
Feuersgefahr von Hamburger Geſellſchaften überhaupt übernommen ſind. R. 


4) Die in der Anlage C. des P. M. als Gewinn der Schleſiſchen Geſell⸗ 
ſchaft aufgeführten Summen find die in den Rechnungsabſchlüſſen derſelben auf⸗ 
geführten Saldos des Gewinn⸗ und Verluſt⸗Contos, wie denn auch die Angabe 
pr. 1852 mit der Augabe in Hübners Jahrbuch a. a. O. übereinſtimmt, und ich 
hatte keinen Grund, die Schleſiſche Geſellſchaft für eine von den bewährten Ge⸗ 
ſellſchaften zu halten, welche nach der Meinung des Herrn Einſenders ihre Ver⸗ 
hältniſſe verdecken. R. 


5) Ju den Anm. zur Anlage D. des P. M. iſt ausdrücklich bemerkt, daß 
die Summen der erſtatteten Schäden nach Abzug der durch Rückverſicherung 
gedeckten Summen angegeben ſind. Es iſt mir alſo weder entgangen, noch habe 
ich die Leſer darüber im Unklaren laſſen wollen, daß die nach Abzug der be⸗ 
zahlten Schäden und des Gewinns übrig bleibenden 34½ % der Prämien auch 
die Rückverſicherungsprämie enthalten. Deshalb iſt auch in dem Contexte des 
P. M. geſagt, die Adminiſtrationskoſten würden ſich annähernd auf die 
angegebene Weiſe ermitteln laſſen, und wenn ich die Rückverſicherungsprämie 
nicht abgezogen habe, ſo habe ich jedenfalls die Adminiſtrationskoſten nicht zu 
niedrig angegeben, und darauf eben kam es an. R. 


6) Die Rechnungsabſchlüſſe der hier genannten 3 Geſellſchaften pr. 1851 
ſind mir augenblicklich nicht zun Hand. Bei der völligen Irrelevanz dieſer An⸗ 
gaben für das Hauptreſultat beſchränke ich mich darauf zu bemerken, daß nach 
Hübners Jahrbuch a. a. O., die Verſicherungsſumme der Berliner Anſtalt pr. 
1852 ca. 55 Mill. Thlr. betrug, daß die Prämien⸗Einnahme der Magdeburger 
Geſellſchaft nach derſelben Quelle im Jahre 1852 auf 526,607 Thlr. geſtiegen 
iſt und daß endlich die von der Boruſſia im Jahre 1852 bezahlten Schäden 
von Hübner zu 92383 Thlr. angegeben werden. Offenbar können die für ille⸗ 
quide Schäden zurückgeſtellten Summen in einer tabellariſchen Ueberſicht 
nicht unter den bezahlten Schäden aufgeführt werden und die größere für 
das Jahr 1852 aufgeführte Summe zeigt, daß wenigſtens ein Thell dieſer illi⸗ 
quiden Schäden in dieſem Jahre abgemacht ſein wird. R. 
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illiquide Schäden 49,973 , und für aus früheren Jahren herrührende 
Schaden 41,820 4% außer Acht gelaſſen. 

Die bezahlten Schäden ſind überhaupt oft willkürlich gegriffen, bei 
einigen Geſellſchaften mit, bei anderen ohne die Koſten und Rückverſiche⸗ 
rungsprämien, wodurch ſich Differenzen hin und wieder von Hunderttauſen⸗ 
den ergeben. 

Bei der einen Geſellſchaft hält das Promemoria die Ergebniffe der 
Feuerverſicherung getrennt von denen der anderen Branchen, während wie⸗ 
derum andere Geſellſchaften in derſelben Reihe erſcheinen, deren Hauptge⸗ 
ſchaft die See⸗ und Flußverſicherung iſt, deren Reſultate aber in der Rubrik 
Feuerverſicherung mit aufgenommen ſind. Auf ſolche Weiſe entſtehen denn 
auch die Abweichungen in dem Verhältniß der Prämien zu den Verſiche⸗ 
rungsſummen. ) Der Aufſtellung zufolge hatte z. B. die Berliner Anſtalt 
eine Durchſchnitts⸗Jahresprämie von ca. 1% o, die übrigen preußiſchen von 
1½ a 3% / die Hamburger ca. A %, die eine Trieſter ca. 5, die andere 
gar 10 9%, während die wirkliche Durchſchnittsprämie bei ſoliden Feuer⸗ 
verſicherungsanſtahten höchſtens 2% iſt. 

Faſt die einzige richtige Angabe s) in der Aufſtellung iſt der Betrag der 
bei den verſchiedenen Geſellſchaften ausgekehrten Dividenden, und doch wird 
eine nähere Prüfung der Rechnungsabſchlüſſe ergeben, daß die Actionäre ihre 
Dividenden nur zu geringem Theile den Ueberſchüſſen in der Feuerverſiche⸗ 
rung zu verdanken gehabt haben. Wer ſich die Mühe geben will, alle 
Abſchlüſſe durchzuſehen, wird finden, daß die größten Feuerverſicherungsge⸗ 
ſellſchaften im Durchſchnitt nicht mehr als ca. 10 % von der Prämie ver⸗ 
dient haben. Wenn einige, namentlich die im Promemoria bezeichneten Jahre 
bei mehren Anſtalten gute Dividenden abwarfen, ſo weiſen doch die Rech⸗ 
nungsabſchlüſſe nach, daß ſolche größtentheils in Zinsüberfchüffen und Ge: 
winnrealifationen auf Effecten beſtehen, oder daß fie das Ergebniß anderer 
Verſicherungsbranchen ſind. 

Gleichwohl ſtellt das Promemoria der neuen Anſtalt einen jährlichen 
reinen Gewinn von 40,000 Mark Beco. in Ausſicht, nämlich 20 % auf die 
zu vereinnahmende Prämie von mindeſtens 200,000 Mark Beo.) 

In Ermangelung, wie es ſcheint, eines Urtheils über den erreich- 
baren Umfang des Geſchäfts, gelangt das Promemoria zu dieſem Reſul⸗ 
tat auf folgendem eigenthümlichen Umwege. Es nimmt an, daß 20 % 
des Actiencapitals werde als Prämien erhoben werden, und folgert dies aus 
dem Umſtande, daß die sub. A beigefügte, wie wir aber geſehen haben 
ganz ungenaue Ueberſicht bei einzelnen Geſellſchaften eine Prämien-Einnahme 
von mehr als 70 % des Actien⸗Capitals nachweiſet. Abgeſehen davon, daß 
die im Sinne gehabten Geſellſchaften, bei denen obiges Verhältniß etwa zu⸗ 
trifft, die ſtarke Prämien⸗Einnahme vornehmlich der See⸗ und Flußverſiche⸗ 
rung verdanken, ſo iſt es überhaupt eine ganz neue Idee, die zu erwartende 
Prämie abhängig zu machen von dem gezeichneten Actien⸗Capital, 
(die. daran geknüpfte Behauptung, daß, wenn die neue Geſellſchaft 20 % 
des Actien⸗Capitals an Prämien erhebe, fie noch bedeutend größere Sicher- 
heit gewähre, als die Gothaer Bank, brauchen wir wohl nicht zu wider⸗ 


legen. ) 10) 


*) Es iſt vollkommen begründet, wenn der Herr Einſender bemerkt, daß die 
in der mitgetheilten Ueberſicht aufgeführten Ziffern nicht immer genau daſſelbe 
Verhältniß bezeichnen. Der Grund lag darin, daß die verſchiedenen Geſellſchaf⸗ 
ten in der Aufſtellung der von ihnen veröffentlichten Rechnungsüberſichten nicht 
nach denſelben Grundſätzen verfahren. Da ich aber aus den angegebenen Zahlen 
kein Reſultat zog, worauf die gerügte Ungenauigkeit von Einfluß ſein konnte, 
ſo hielt ich es für unbedenklich, die Zahlen ſo anzugeben, wie ſie mir zu Gebote 
ſtanden. Ich räume aber die Ungenauigkeit derſelben ein und würde dem Herrn 
Einſender verpflichtet ſein, wenn er die Güte haben wollte, eine Ueberſicht mit⸗ 
zutheilen, welche von ſolchen Mängeln frei wäre. N. 

8) Selbſt wenn alle Bemerkungen des Herrn Einſenders richtig wären, 
würde mir dieſer Ausdruck zu weit gehend ſcheinen. Da aber der Herr Einſen⸗ 
der nach den hier gelieferten Aufklärungen dies ſelbſt wohl nicht mehr glauben 
wird, ſo darf ich es gewiß ihm ſelbſt auch überlaſſen, dieſen Ausdruck zu mo⸗ 
dificiren. R. 

9) Hier hat der Herr Einſender ſich wohl nur verleſen. An der angeführ⸗ 
ten Stelle des P. M. iſt nicht von dem Umfang der Geſchäfte die Rede, wel⸗ 
chen die Anſtalt mindeſtens erreichen werde, ſondern von dem Umfang, 
welchen die Geſchäfte bei einem Actien⸗Capitale von 1,000,000 Mk. Beo. hö ch⸗ 
ſtens erhalten dürften. Ich hoffe, daß die Anſtalt eine noch bedeutend 
größere Ausdehnung gewinnen werde, bin aber der Anſicht, daß für einen ſolchen 
Fall auch das Actien⸗Capital durch Emiſſion neuer Actien vergrößert werden 
müß te. R. 

10) Auch hier hat der Herr Einſender ſich wohl verleſen. Es iſt in dem 
P. M. die Anſicht ausgeſprochen, daß ein Actien⸗Capital von 1,000,000 Mk. Bco. 
bei einer Prämien⸗Einnahme von 200,000 Mk. Beco. den Verſicherten immer 
noch eine größere Sicherheit gewähren würde, als die Gothaer Bank, welche 
kein anderes Sicherheits⸗Capital hat, als die Verpflichtung der Verſicherten, 
event den Afachen Betrag der Prämie nachzuzahlen. Da mir nun noch immer 


Mau muß doch, um die Prämie zu finden, ſich einen Begriff von ber] 


ſuchen zu thun. 

In Hamburg und Bremen fehlen bekanntlich die Vorbedingungen, un 
ter denen die meiſten Feuerverſicherungs⸗Anſtalten groß geworden ſind. Es 
fehlt das Bedürfniß einestheils und anderntheils iſt keine Anſtalt vorhanden, 
die eingehen und auf deren Trümmern die neue ſich emporheben könnte. 
Ueberdies würden der neuen Anſtalt einige Haupterforderniſſe der Solidität 
abgehen, zumal da ihr ein ſo kleines und erfahrungsmäßig wenig ergiebiges 
Ma ne ſtark ausgebeutetes Feld für ihre Operationen angewieſen iſt. 
Man hofft zwar, derſelben einige Ausdehnung geben zu konnen, allein darin 
dürfte eine Selbſttäuſchung liegen. Außer den Hanſeſtädten, Holſtein, 
Mecklenburg, Lauenburg, und Oldenburg wird kein größerer deutſcher Staat 
feine Conceſſion ertheilen, namentlich nicht Preußen, welches ſeit längerer 
Zeit fremden Anſtalten ſeine Grenzen verſchloſſen hält. 11) Die obigen Län⸗ 
der nun haben zuſammen ein bei Privatg eſellſchaften verſichertes 
Eigenthum von annährend 250 Millionen 4. Die gezwungenen Verſiche⸗ 
rungen bei Staats- und ſtädtiſchen Feuerkaſſen können nicht in Betracht 
kommen. Dieſe 250 Millionen ſind gedeckt bei 25 bis 30 und mehr Com- 
pagnien. Nehmen wir nun an, daß die neue Anſtalt den älteren in keiner 
Beziehung nachſtehen ſoll, ſo würde ſie der Concurrenz doch wohl nicht eben 
mehr als einen gleichmäßigen Antheil ſtreitig machen können, alfo etwa den 
25. Theil oder ca. 10 Millionen %, die zu der höchſten Durchſchnittsprämie 
von 2 %o ca. 20,000 % Brutto einbringen würden. Und was wäre der 
Gewinn darauf? 12) 

Wem dieſe allerdings unſichere, aber auf gegebene Verhältniſſe baſirte 
Aufſtellung übertrieben niedrig erſcheint, der macht ſich die Schwierigkeiten 
nicht klar, womit jede, beſonders eine noch unerfahrene Geſellſchaft zu kämpfen 
hat. Auch in Bremen wird man nicht bei allen Claſſen dieſelbe Vorliebe 
für ein Inſtitut vorfinden, welches doch ſtets ein von Hamburg abhängiges 
bleibt. Und das Hamburger Publicum verſichert ungern in den einheimischen 
Anſtalten. 

Die Bremer 14 Herren, welche die Aufforderung zur Actien⸗Zeichnung 
unterſchrieben, meinen nun in den zu erwartenden Dividenden einen Erſatz 
für die aus Bremen gehenden Prämiengelder finden zu könuen. Abgeſehen 
davon, daß die Prämiengelder ſchon als Brandgelder größtentheils wieder 


Geöße der zu verſichernden Summe machen und das wollen wir ver⸗ 
+ 


der öfache Betrag der Prämie eine größere Sicherheit zu gewähren ſcheint als 
der Afache, ſo würde wenigſtens für mich die angedeutete Widerlegung noch 
erforderlich ſein. Faſt vermuthe ich aber, daß noch Manche außer mir ſich in 


gleicher Lage befinden werden, und deßhalb erlaube ich mir an den Herrn Ein⸗ 


ſender die Bitte zu richten, die Mühe jener Widerlegung auf ſich nehmen zu 
wollen. R. 

) Es iſt für mich begreiflicher Weiſe hier nicht der Ort, die Gründe 
darzulegen, welche mich beſtimmen, anzunehmen, die neue Geſellſchaft werde noch 
in andern deutſchen Staaten als den genannten die Conceſſion erhalten. Zu 
den als ſofort offen ſtehenden Territorien, welche zuſammen ein Areal von ca, 
595%, [Meilen mit ca. 1,860,000 Einw. haben, würden indeſſen noch das 


Herzogthum Schleswig und das Königreich Dänemark mit Ausſchluß Kopen⸗ 


hagens mit einem Areale von ca. 847 [Meilen mit ca. 1,600,000 Einw. kom⸗ 
men. Alſo beinahs das Doppelte der Annahme. R. 


) Bei der großen Schwierigkeit, welche die Ermittelung des Werths na: 
mentlich des beweglichen Vermögens hat, wäre es gewiß ſehr dankenswerth, 
wenn der Herr Einſender die gegebenen Verhaltniſſe darlegen wollte, worauf er 
ſeine Schätzung gebaut hat. Ich räume es gerne ein, kein ſicheres Urtheil über 
den erreichbaren Umfang des Geſchäfts für die neue Anſtalt, ja nicht einmal 
eine ſichere Kunde von der Größe des geſammten, zur Verſicherung bei Privat: 
geſellſchaften kommenden Eigenthums zu haben. Einige Zahlen, die bei einer 
ſolchen Schätzung in Betracht kommen werden, erlaube ich mir aber doch an⸗ 
zuführen. Der Werth der Importen Hamburgs, die regelmäßig wenigſtens auf 
kurze Zeit verſichert werden, betrug im Jahre 1853 443 Mill. Mk. Beo. und 
der Werth der Importen Bremens in demſelben Jahre 48 Mill. Thlr. Gold. 
Zuſammen ca. 274 Mill. Thlr. Preuß. Dazu würde der Werth der ſtehend en 
Läger, des Mobiliars und für Bremen der Gebäude kommen. Sollte es zu 
boch fein, wenn wir dafür einen gleichen Werth annehmen? Das würde für 
beide Städte 548 Mill. Thlr. Preuß. ergeben. Wie viel auf Frankfurt, Lübeck, 
Roſtock, Wismar, Altona, Kiel, Flensburg und die übrigen kleineren Städte zu 
rechnen iſt, hat vielleicht der Herr Einſender die Güte anzugeben. Das platte 
Land anlangend, ſo gibt Hübners Jahrbuch p. 176 die Getreideproduction für 
Mecklenburg⸗Schwerin zu 180,000 Laſt an. Einen gleichen Ertrag für die 
übrigen hier in Frage ſtehenden Länder angenommen und den Werth der Laſt 
Korn im Durchſchnitt auf nur 60 Thlr. geſchätzt, würde ſich ein Geſammtwerth 
der jährlichen Kornernte von ca. 64 Mill. Thlr. ergeben. Den Werth des 
Viehſtapels, des landwirthſchaftlichen Inventariums und des Mobiliars im Ver⸗ 
hältniß zu dem Werthe der einjährigen Kornernte zu ſchätzen, muß ich bei 
mangelndem Material ebenfalls dem Herrn Einſender überlaſſen. . 
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+ „herein kommen 13) fo wäre es zur Erreichung des Zweckes doch einfacher 
n und ſicherer, Actien von beſtehenden Geſellſchaften zu kaufen. Dieſe 
5; haben wenigſtens das Lehrgeld größtentheils längſt bezahlt, und doch iſt bei 
u, mancher derfelben noch billig zu kaufen. Man würde auf dieſe Weiſe den 
te. koſtſpieligen Apparat einer eigenen kleinen Verſicherungs⸗Geſellſchaft entbehren 
at können. Aber, ſagt man, weine eigene Anſtalt gewährt eine größere Garan⸗ 
es lie, namentlich bei Abmachung von Schäden.“ Es wäre gewiß von Inter⸗ 
eſſe, wenn das „Handelsblatt“ dieſe Behauptung zu rechtfertigen in einer 
in der nächſten Nummern übernehmen wollte. 

2 ö 
at 13) Doch nicht der Gewinn, den die Geſellſchaften machen? Wäre der 
er Herr Einſender vielleicht im Stande anzugeben, wie viel Bremen an Prämien 
n- bezahlt und wie viel davon als Erſatz für ſtattgehabte Brandſchäden; zurück⸗ 
es fließt? Dieſe Zahlen würden ohne Zweifel die Sache am Beſten aufklären. 

R 


ht 14) Der Cours der Uctien der Aachen Münchener Geſellſchaft ſtand Ende 
N „1853 für eingezahlte 200 Thlr. auf 1300 Thlr. Der Preis für die Actien der 
er übrigen Geſellſchaften iſt freilich nicht fo hoch. Doch aber iſt der Durchſchnitts⸗ 


3 preis der Actien ſämmtlicher Geſellſchaften bedeutend über pari und es handelt 
de ſich für Actienzeichner eben darum, dieſen Gewinn am Capitale, abgefehen von 
* den Dividenden, ſelbſt zu machen. R. 

te Wir haben es, da auch uns an der Erforſchung der Wahrheit gelegen 


n miſt, gern geſtattet, daß die verehrliche Redaction des Handelsblattes unfere 
en vorſtehende Kritik vor der Veröffentlichung dem Herrn Profeſſor Ravit zu 
de etwaigen Gegenbemerkungen mittheile, und find gern bereit, deſſen im Ver⸗ 
s lauf feiner Erwiderung wiederholt ausgedrückten Wunſch um weitere Aufklä⸗ 
n rung hiemit zu erfüllen. Wir wollen dabei auf einen Dank weiter keinen 

Anſpruch machen, nur ſoll es uns im Intereſſe der Sache angenehm ſein, 


g wenn Herr Profeſſor Ravit fi) herbeilaſſen wollte, die von uns gemachten 
6 Angaben zum wenigſten einer Prüfung zu unterwerfen. Wir verweiſen 
n deshalb auf unſere Quelle, auf die Original-Rechnungsabſchlüſſe, deren 
er wörtlicher Abdruck übrigens auch in der bekannten Zeitſchrift „Rundſchau 


der Verſicherungen von Maſius“ zu finden iſt. Ob wir den Punkt, worauf 

— es eigentlich ankommt, nämlich die Rentabilität des beabſichtigten Unterneh- 
ls mens, eingeräumt haben, oder ob nicht gerade hierüber noch die größte 
ch Meinungsverſchiedenheit zwiſchen uns obwaltet, wird dem aufmerkſamen Le⸗ 
in ſer füglich überlaſſen werden können, zu entſcheiden. Gerade die einzelnen 
n. Itrrthümer find es, welche in ihren Schlußfolgerungen von dem erheblichſten 
Einfluß auf das Hauptrefultat bleiben. Wenn aber die Seitens des Herrn 
gemachten Angaben und Zuſammenſtellungen völlig irrelevant für 
das Hauptreſultat ſein ſollen, ſo iſt die Frage wohl gerechtfertigt, was denn 
de überhaupt dieſe Angaben bezwecken, auf die doch in dem Promemoria Be⸗ 
ch zug genommen wird. Bevor wir nun dem Herrn R. in feiner Erwiderung 
u folgen, werden wir uns erſt über den Begriff: Verſicherungsſumme und 
a. Prämie verſtändigen müſſen. Soll nämlich die Verſicherungsſumme in ihrem 
s rtichtigen Verhäliniß zu der Prämie, den Schäden und dem Gewahrleiſtungs⸗ 
„ Capital erſcheinen, und das kann nur der Zweck folder Aufſtellungen fein, 
u. ſo muß fie den Werth der in einem gegebenen Moment unter 
Verſiche rung befindlichen Gegenſtände, nicht die Addition ſämmt⸗ 

licher laufenden mit der während eines Nechnungsjahres ein oder mehrfach 

„ prolongirten Verſicherungen bezeichnen. Dieſe genaue Unterſcheidung, welche 
„ wir freilich auch in Hübners Jahrbuch vermiffen, iſt nothwendig, wenn man 
er auf dieſe Größen verhältniſſe einen neuen Plan baſiren will. 1000 inner ⸗ 
er halb eines Jahres A Mal für einen vierteljährliche Zeitraum verſichert, 
al können am Ende des Jahres nicht als 4000 „ erſcheinen, da deren Prämien 
t. ertrag eben nicht größer iſt, als wären die 1000 4 gleich auf ein Jahr 
er verſichert. Ebenſo kann nicht der Werth eines jährlichen Wa aren⸗-Im 
ports, ſondern nur der Werth des momentanen Lagerbeſtandes bei 
Schätzung der Verſicherungsſumme maßgebend ſein, denn die Waaren 
tranfitiren eigentlich nur, und die neu eintreffenden Waaren treten an 
die Stelle derer, welche das Verſicherungslocal, worauf in der Regel eine 
>: ſtehende Summe verſichert zu fein pflegt, bereits verlaffen haben. In glei⸗ 
n cher Weife würde die Prämie in einem unklaren Verhältniſſe zu der Ver⸗ 
u ſicherungsſumme erſcheinen, wenn fie. nicht wenigſtens das ungefähre Aequi⸗ 
ir valent für die Gefahr bezeichnet, der ein Gegenſtand während eines Jah. 
e, res ausgeſetzt iſt. Dies vorausgeſchickt, wenden wir uns gleich zu der Note 
u 2) der Einrede des Herrn R., (da wir, was Note I anbetrifft, uns 
te ſerm Gegner gern eine größere Gewandtheit in der Wahl der Ausdrücke 
ir einräumen.) Es liegt hier keine Verwechslung unſererſeits vor. Der Rech⸗ 
i nungsabſchluß der Hamburger Geſellſchaft, ſtehe Nundſchau 1853, 5. Liefg. 


ie 2 

t Pag. 154 beſagt wörtlich, daß der alt. Decbr. 18 51 noch laufende 
„ Riſo 0 nun e 2.16/98 Mek. Beo. 
5 und die vom 1. Januar bis ult, Decbr. 1852 ge 

5 zeichneten Riſico sss ä : 32,435,430 1 

ei betragen haben, was zuſammen 53,598,728 Mrk. Bro, 


ausmacht. Davon waren bis ult. 1852 abgelaufen 30,544,184 „ 


bleibt Ende 1852 noch in Kraft... . . 23,054,544 Mrk. Beo. 
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3) Der von Hamburger Geſellſchaften nach Angabe des Herrn R. 
übernommene Riſico reducirt ſich alſo um ca. 30 Millionen Mark allein bei 
einer Geſellſchaft. 

4) Die ſchleſiſche Geſellſchaft nennt in ihren Rechnungsabſchlüſſen 
(Rundſchau von 1851, Pag. 64, desgl. von 1852 Pag. 130) die in 
der Anlage C. als Gewinn aufgeführten Summen einfach „Mehreinnahme“ 
und kann ſie auch nicht anders bezeichnen, da z. B. die Mehreinnahme 
von 90,265 in 1850 noch eine Prämien⸗Reſerve für laufende Verſicherun⸗ 
gen auf 1 Jahr und kürzere Zeit von 47,358 „9 in ſich ſchließt, die Mehr ⸗ 
einnahme des folgenden Jahrs von 108,285 4%, ebenſo eine Prämien ⸗Re⸗ 
ſerve von 55,527 P u. f. w. Dieſe Prämien⸗Reſerven erſcheinen gleich⸗ 
wohl in dem folgenden Jahre als Einnahmen, ein allerdings ungewöhnliches 
Verfahren dieſer Geſellſchaft, welches aber einem Techniker bei Aufſtellung 
von Vergleichen nicht entgehen darf. Bei Hübners umfaſſender Sammlung 
ſtatiſtiſchen Materials iſt dieſes Ueberſehen begreiflicher. 

5, 6, 7) Wir dürfen hier einfach auf die Rechnungsabſchlüſſe der ge- 
nannten Geſellſchaften (Rundſchau, Jahrgang 1852) verweiſen und werden 
nächſtens dem Handelsblate eine Ueberſicht mittheilen, welche die von uns ge⸗ 
rügten Mängel der Anlage A. nicht enthält. 

9 15 Da es uns um die Sache zu thun iſt, ſo übergehen wir dieſen 
unkt. 

9) Wenn das Promemoria ſelbſt nur die Möglichkeit einräumt, 
200,000 Mark Bco. Prämie einzunehmen, fo iſt eben die Unmöglich- 
keit von uns bewieſen worden. 

10) Einem Sachverſtändigen gegenüber haben wir geglaubt, dieſe Wider⸗ 
legung ſparen zu können, um fo mehr als derſelbe den freilich paradox 
klingenden Satz: „Je größer das Geſchäft deſto ſicherer die Anftaltu, doch 
ſchwerlich beſtreiten wird. Daß wir aber den angeführten Vergleich mit der 
Gothaer Bank (die bekanntlich die obſervanzmäßige Prämie der Actien-Ge⸗ 
ſellſchaften verdoppelt, um die ungefähre Hälfte am Ende des Rechnungs- 
jahres dem Verſicherten zurück geben zu können) noch mit Zahlen widerle. 
gen zu müſſen in den Fall kommen würden, konnten wir nicht vorausſetzen. 
Alſo: das Activen⸗Capital der Hanfa fol fin. .... 1,000,000 Mek. Beo. 

Die Prämie, 2%, von verſicherten 100 Millionen, 200,000 1 


Garantie zuſammen 1,200,000 Mark Beo« 

Dagegen die Garantie bei der Gothaer Bank von verſicherten 100 Mil⸗ 
lionen, à 4%, PrämiPEæü ꝛñ nenne: .. 400,000 Mark Bco. 

Dazu der Afache Prämienbetra———- ... 1,600,000 „ 
Zuſammen: 2,000,000 Mark Beco. 

Der Afache Betrag der Prämie gibt in dieſem Falle alſo 66 ¼ % 
mehr Sicherheit, als der ö fache Betrag. 

11, 12.) Die Verhältniſſe, worauf wir unſere Schätzung daß in den ge⸗ 
nannten Ländern für annährend 250 Mill. bei Privatgeſellſchaften ver⸗ 
ſichert ſeien, gebaut haben, find dem Practiker ziemlich geläufig. Aber auch für 
den Theoretiker gibt es einen einfachen Weg, dieſelben aufzufinden. Nach 
Hübners Jahrbuch, 2. Jahrgang, waren in Deutſchland und Oeſterreich 
verſichert von den 16 deutſchen Actiengeſellſchaften 3,0 14,178,583 4% preuß. 

und von 14 Gegenſeitigkeitsanſtalten 624,741,458 „ „ 
Zuſammen: 3,638,920,041 % preuß. 
Davon ſind abzuziehen die von 4 öſterreichiſchen 
Geſellſchaften verſicherten und bei unſerer Er⸗ 
mittelung nicht in Betracht kommenden... .. 1,043,975, 568 „ „ 
Bleiben: 2,594,944, 455 J preuß. 
Durch die bei Hübner fehlenden Summen von 1 en 

3 deutſchen Anſtalten cas . 500,000,000 „ „ 

und die von außerdeutſchen nnd öſterreichiſchen 

Geſellſchaften im nördlichen und zollvereinslän⸗ 

diſchen Deutſchland verſicherten c... .. 500,000,000 „ „ 


ſo ſind im außeröſterreichiſchen Deutſchland mit 

einer Einwohnerzahl von ca. 34 Millionen 

im Ganzen verſichert ca 3,5 94,944,455 4 preuß. 
oder in runder Summe, hoch angeſchlagen, ca. 3600 Millionen /, welche, 
auf 1,860,000 Einwohner vertheilt, eine Verſicherungsſumme von ca. 200 Mil⸗ 
lionen für den genannten Theil Norddeurſchlands ergibt. Wenn wir nun 
noch 50 Millionen mehr veranſchlagten, ſo haben wir ſicherlich nicht zu 
niedrig gegriffen. Wie ſtimmt nun damit die gegneriſche Angabe, daß für 
Hamburg und Bremen allein für 548 Millionen F preuß. zur Verſiche⸗ 
rung kommen dürften? 

13) Nach einer im Jahre 1851 gemachten Aufſtellung waren derzeit 
in Bremen im Ganzen für ca. 60 Millionen L. Gold verſichert, die zu der 
in Bremen üblichen niedrigen Durchſchnittsprämie von 1¼ % einen Brutto- 
Prämienertrag von ca. 70,000 4 aufbringen. Wir haben keinen Grund, 
anzunehmen, daß die Geſellſchaften daran im Laufe der Jahre mehr als die 
gewöhnlichen 10 % Netto verdient haben. Ueber die jetzt in Bremen lau⸗ 
fende Verſicherungsſumme kann die genaueſte Auskunft der Stempelerheber 
geben. Ziehen wir das Budget zu Rathe, ſo bringt die Stempelabgabe 
auf Feuerverſicherungspolizen feit 1846, dem Jahr der Einführung derſelben, 
im jährlichen Durchſchnitt faſt 5900 auf. Davon iſt abzuziehen der 


Mehrertrag der für, kurze Verſicherungen verhältnißmäßig höheren Abgabe 
1 bis 3 Monat 3 5. 4 bis 12 Monat 6 97.) und zu berückſichtigen, daß 
die Abgabe ſtets von runden 1000 bezahlt, z. B. 1100 4 gleich 2000 »P 
gerechnet werden. Wir wollen für Beides nur 500 . abrechnen, wonach die 
bleibenden 5400 % Stempel, u 6 gr. pr. 1000 „PB, einen Werth des ver⸗ 
ſicherten Eigenthums von 64,800,000 „ begleichen. In dieſe Summe 
theilen ſich jetzt nicht weniger, als 26 Geſellſchaften. Auf ähnliche Weiſe 
wird ſich auch die nicht viel mehr betragende Verſicherungsſumme für Ham⸗ 
burg, wo die Häufer ausgeſchloſſen find, ermitteln laffen. 3 

14) Der Cours der Actien der Boruffia fand Ende 1853 für einge⸗ 
zuhlte 200 2 125 „5, und doch iſt die Boruſſia eine 11 Jahre alte, erfah⸗ 
rene Geſellſchaft. Wie viel unter pari man auch bei anderen Geſell⸗ 
ſchaften jetzt nach der Memeler Kataſtrophe kaufen kann, wird die nächſte 
Zeit lehren. 


Seeverſicherung. 
(Schluß.) 

Zahlung der Entſchädigungsſumme. Nach Feſtſtellung 
des n iſt der Baſscherer verpflichtet, die Entſchädi⸗ 

ungsſumme ic. an den Verſicherten zu zahlen, und zwar nach den 
8 V. B. 8. 68 „ſofort“; nach dem H. P. H. 136 aber „zwei Mo⸗ 
nate nach geſchehener Andienung, nachdem der Schaden zuvor erwieſen.“ 

In Betreff der Wiedererſtattung der Koſten und Auslagen vergl.: H. P. 
88. 88, 91, 92, 96, 114, 122, 124, 127. B, V. B. §§. 26, 68, 13, 15. 
Eine einſtweilige Zahlung des Schadens dc. auf Abrechnung ſoll 
nach dem H. P. $. 127 erfolgen, „wenn der angeſtellte Reclamproceß 
innerbalb 6 Monaten nicht zu Ende kame, oder wenig Hoffnung vorhan- 
den wäre, denſelben zu baldiger Endſchaft zu bringen, unterdeſſen aber durch 
Verderbung der Waaren ſchon wirklich einiger Schaden ſich hervorthäte,“ 
ferner nach H. P. F. 118: N 

Iſt ein Schiff geſtrandet, oder hat Schiff oder Gut ſo ſchwere Havarie 
erlitten, daß zur Regulirung und Dispachirung derſelben noch mehrere Zeit er⸗ 
forderlich iſt, und kann nachgewieſen werden, wie hoch un efahr der Verluſt 
oder Schaden ſich belaufen werde, ſo darf der Verſicherer ſich nicht weigern, 
nach Ablauf von 2 Monaten, vom Tage der Andienung ($. 128), fur fo viel 
aks bereits für verloren zu achten und nach Verhaltniß der verſicherten Summe 
zu bezahlen ſein würde, Einſchuß auf 1 Abrechnung zu leiſten, vorausg⸗ 
fetzt, daß dem Verſicherer durch vorgelegte Verklarung oder ſonſtige Documente 
hinreichend erwieſen worden, Fr der Schaden zu feiner Verantwortlichkeit nach 
den Bedingungen der Police ſei. 

- Sn eiche und ſonſtigen Einſchüſſen ohne Ausnahme haftet der 
Verficherte unweigerlich dem Verſicherer für die prompte Rückzahlung des nach 
der aufgemachten Dispache etwa zu viel Eingeſchoſſenen. 

In Betreff der Modalitäten bei der Zahlung, der Ceſſion der deß⸗ 
balbigen Rechte, der Verſicherten an dritte Perſonen, ſowie der auf die Police 
geleisteten Vorſchüſſe beſtimmen die B. V. B. F. 43, S. 3, 4 und 5: 

Die Bezahlung eines Schadens geſchieht jedoch nur an denjenigen, welcher 
die Verſicherung hier machte, und auf deſſen Namen die Police lautet, gegen 
welchen der Berſicherer auch dann zur Compenſation berechtigt iſt, wenn die 
Verſicherung nicht für eigne Rechnung, ſondern im Auftrag aA wurde. 

Die Uebertragung der Rechte des Verſicherten oder der Police an Andere 
iſt nur nach erfolgter ſchriftlicher Genehmigung auf derſelben durch den Ver⸗ 
ſi herer gültig. Der Verſicherer leiſtet Zahlung nur unter Tilgung ſeiner Un⸗ 
terſchrift auf der Police; iſt letztere verloren, ſo hängt es von ihm ab, zu be⸗ 
ſtimmen, unter welchem Vorbehalte oder welcher Verbürgung er den genugend 


conſtatirten Schaden erſetzen will. . . 5 

Ein auf vorausgeſetzte Sicherheit der Police geleifteter Vorſchuß begründet 
keinen Anſpruch an den Verſicherer, auch dann nicht, wenn der Darleiher im 
guten Glauben an die Richtigkeit der eingebrachten Schadenforderung dieſen Vor⸗ 


ſchuß geleiſtet hätte. N N . 

Verjährung der Entſchädi ungsanſprüche. Die 
Rechtsanſprüche des Verſicherten an den Ver cherer auf Erſatz des Scha⸗ 
dens in Gemäßheit des Verſicherungsvertrags erlöſchen, wenn dieſelben 
binnen einer beſtimmten Zeit nicht geltend gemacht werden, 
— ſie verjähren. — Eine folche Verjährung kann ſowohl rückſichtlich 
der Anmeldung des Entſchädigungsanſpruchs — die An⸗ 
dienung — erfolgen; als auch rückſichtlich der Anforderung des 
Entſchädigungsbetrags, beziehungsweiſe der Anſtellung gericht⸗ 
licher Klage auf Zahlung der Entſchädigungsſumme. Vergl. H. P. 
$. 1:9 und 130. B. V. B. $. 73. Die Verjährungsfrifl für die 
An dien ung iſt nach dem Hamburger Plan bei Reifen innerhalb Europa 
1 Jahr, bei Reiſen außerhalb Europa 2 Jahre, vom Tage des geſchehenen 
Unglücks gerechnet; H. P. d. 129; nach den Bremer Verſicherungs Be⸗ 
dingungen aber bei europäfſchen Reiſen 18 Monate, bei anderen Reiſen 
2 Jahre, vom Tage der Police gerechnet. B. V. B. F. 73. 

Die Anforderung des Entſchädigungsbetrags, beziehungs- 
weiſe die Anſtellung gerichtlicher Klage auf Auszahlung der Ent- 
ſchädigungsſumme verjährt nach dem H. P. F. 130 10 Jahre nach ge⸗ 
ſchehener Andienung. Nach den B. V. B. F. 13 iſt aber die lediglich auf 
Anſtellung der Klage gerichtete Verjährungsfriſt auf 3 Jahre nach ge 
ſchehener Andienung beſchränkt. Die B B. B. J. 13 am Schluß rau- 
men jedoch dem Verſicherten ſowohl für dte Andienung als für die An- 


ſtellung der Klage eine weitere 6 monatliche Friſt ein, ſobald die eine oder 
die ag ohne Verſchulden des Verſicherten unterblieben iſt oder verzögert 
wurde. 

Gerichtliches Verfahren. Die Bremer Verſicherungs⸗Bedingun⸗ 
gen ſtellen in den §. 74 bis 79 noch mehrere allgemeine Grundſätze auf, 
welchen ſich der Verſicherte und der Verſicherer rückſichtlich der Entſcheidung 
von Streitigkeiten aus dem Verſicherungsvertrag unterwerfen. B. V. B. 
%. 74 und $ 75. Der Hamburger Plan enthält jedoch in dieſer Be⸗ 
ziehung keine beſonderen Vorſchriften; läßt es alſo bei dem gewöhnlichen 
Gerichtsverfahren in Handelsſachen bewenden. 

Die beſonderen Beſtimmungen der Bremer Verſichcrungs⸗Bedingungen 
ſind auf folgende Punkte gerichtet: 
Alle Stretigkeiten zwiſchen dem Verſicherer und dem Verſicherten gehören 
g wi Inſtanz ausſchließlich vor das Handelsgericht in Bremen B. V. 


Actlonaire der betheiligten See⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaften konnen, — 
ſobald fie nicht Directoren derſelben oder ſonſt perfonlich betheiligt find, — bei 
u 8. 89.0 mitwirken; Bevollmächtigte der Geſellſchaft aber nicht. 


Für die Beweis⸗ und Gegenbeweisführung erkennen die Partheien ſolche 
Beweis⸗ und Gegenbeweis mittel und Gründe als beweiſend und genügend an, 
welche nach kaufmänniſcher Anſicht ausreichen, wenn dieſelben auch nach den ge⸗ 
wöhnlichen Regeln des Proceſſes nicht genügen ſollten. B. V. B. g. 77. 

Die Berufung an das Ober⸗Appellatiousgericht findet nur dann ſtatt, wenn 
und ſo weit durch ein Erkenntniß des Obergerichts ein Urtheil des Handelsge⸗ 
richts abgeändert worden iſt und in dieſem Falle der Gegenſtand der Be⸗ 
ſchwerde auf mindeſtens 1000 „ ſich beläuft. B. V. B. 5. 78 

Actenverſendung kann weder beim Obergericht noch beim Ober⸗Appellations⸗ 
gericht beantragt werden. B. V. B. $. 79. 


— Nach uns vorliegenden Notizen waren bei der gegenfeitigen Immo⸗ 
biliar⸗Feuer⸗Verſicherungs⸗Anſtalt in Frankfurt a. M. im Jahre 1853 ver- 
ſichert Gebäude im Werthe von ca. 60 Mill. Gulden. Die Verſicherungs⸗ 
ſumme betrug im Jahre 1815 nur ca. 28 Mill. Gulden und an Schaden 
wurden in dieſer 39 jährigen Periode ca. 316,000 Gulden bezahlt. 


— Die gegenſeitige Hagelſchaden. Verſicherungsgeſellſchaft in Erfurt hat 
ihren Rechenſchaftsbericht von 1853 veröffentlicht, laut welchem die Lage der 
Geſellſchaft ungeachtet der außerordentlichen Unglücksfälle dieſes Jahres den⸗ 
noch eine wohlgeordnete verblieb: 


Einnahme: Thlr. Sgr. Pf. 
Erhobene Beiträge und Nachſchüſſe Netto. 279,644 6 
Verkaufte Statuten und Antragsformulare Ne e 
Zinſen . eee Hrn Mr 5 
Beſtand des Reſervefond . . 15,393 18 6 
" " 2 BL Ne 15 
16/516 98 6 
Zufällige kleine Einnahmen 46 4 9 
Summe: 297,839 4 1 
Ausgabe: 
Für bezahlte Schulden an 2674 Kalamitoſen +» 280,346 25 5 
Taxations⸗ und Reviſionskoſte n. 1 10,165 11 6 
Diäten und Reiſekoſtew nnn ee eee 
Remunerationen an den Special⸗Reviſor, 

Syndicus e 433 8 6 
Blilreaukoſtenn en iini 
Büreau⸗Utenſiliemã nnn 2, 7% 36 
Aer orae oect nu: 10 BEE 
Te se en 34. 5 — 
en „ 

Ba a Rn en re Zell 1 Fr 

echſel · Courtagůe . e 

„ ra Wr 


5,168 4 8 
Nicht einzubringen geweſene Nachſchüſſe .. 822 25 6 
Noch nicht feſtgeſtellte Schaden.. 609 — 4 

297,839 4 1 


Summa: 
Stand des Reſervefond: 


Reſervefond A., Beſtand aus 1852. 6,149 28 — 

Vollgerechnete Bruchtheilgroſchen . i : 66 14 — 

Ueberſchuß von den Verwaltungskoſten nee 3,534 23 6 

Beiträge, A ½ /, von neuen Mitgliedern *. 5,642 13 — 

Summa: 15,393 18 6 

Reſervefond B., Beſtand aus 18222 —U ᷑—F' 2 
Summa, wie oben verrechnet: 16,516 3 


Herausgegeben unter Berantwortlichkeit von C. Schünemann's Verlagshandlung. 
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